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Das Institut „Finanzen und Steuern“ überreicht Ihnen  
die Schrift Nr. 460: 

Zur Struktur familienpolitischer Maßnahmen in Deutschland 

 
Der deutsche Staat gibt nicht zu wenig Geld für die Familien aus. 2007 wa-
ren das immerhin 183 Mrd. EUR (ohne Schulen). Zwar ist davon nur ein 
Viertel als echte kindbezogene Familienförderung einzustufen, doch auch 
die anderen drei Viertel, im Wesentlichen verfassungsrechtlich gebotenen 
Ausgaben für Familien kommen diesen zugute. Auch im internationalen 
Vergleich schneidet Deutschland sehr gut ab. Nicht die Höhe der Familien-
leistungen bietet Anlass zur Kritik, sondern die mangelnde Transparenz der 
nicht aufeinander abgestimmten vielschichtigen familienpolitischen Maß-
nahmenpalette sowie der daraus resultierende Mangel an Effizienz. 
 
Was die steuerliche Behandlung der Familien anbetrifft, bleibt festzustellen, 
dass sowohl der Kindergrundfreibetrag als auch das Familienrealsplitting als 
auch das Familientarifsplitting mit Mängeln behaftet sind, die eine Abkehr 
vom bewährten Familienbesteuerungssystem aus Familienleistungsausgleich 
und Ehegattensplitting nicht ratsam erscheinen lassen. Allerdings kam die 
am 1. Januar 2010 vollzogene verfassungsrechtlich nicht gebotene Anhe-
bung des Kindergeldes um 20 Euro und des Kinderfreibetrages um 984 Euro 
auf 7.008 Euro zu früh. Denn schon sechs  Wochen später sah sich die Re-
gierung mit der Forderung der Verfassungsrichter nach einem eigenen Re-
gelsatz für Kinder gemäß ihrem sozial-kulturellen Existenzminimums kon-
frontiert, was natürlich auch Auswirkungen auf die Höhe des steuerlichen 
Kinderfreibetrages hat. Die Verbesserung des Familienleistungsausgleichs 
ab 2010 wie auch das in Aussicht gestellte Betreuungsgeld von 150 Euro im 
Monat ab 2013 sind Ausdruck einer Familienpolitik mit der Gießkanne, die 
den ohnehin geringen finanziellen Handlungsspielraum der Regierung weiter 
einengen. 
 
Alle sonstigen steuerrechtlichen Maßnahmen wie auch die sozialversiche-
rungsrechtlichen Maßnahmen und die direkten monetären Transfers zuguns-
ten von Familien bedürfen der Bündelung, um mehr Transparenz herzustel-
len und gezielter der Kinderarmut zu begegnen. 

 
Mit vorzüglicher Hochachtung 

INSTITUT „FINANZEN UND STEUERN“ 
Dipl.-Kfm. Hans-Jürgen Müller-Seils 

Bonn, im März 2010 
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Einleitung 
 
Die Familienpolitik nimmt in jeder Gesellschaft aufgrund der gesell-
schaftserhaltenden und zukunfssichernden Funktion der Familie einen 
hohen Stellenwert ein. Die Familie erbringt als Verantwortungsge-
meinschaft in vielerlei Hinsicht Leistungen für Staat und Gesellschaft, 
auch im sozialen Bereich und ist insoweit ebenso unverzichtbarer 
Baustein des Sozialsystems.1 
 
Orientierungsmaßstab für die Familiepolitik der Bundesregierung ist 
die in Artikel 6 Abs. 1 des Grundgesetzes verankerte Wertentschei-
dung, die Ehe und Familie unter den besonderen Schutz der staatli-
chen Ordnung stellt. Aus dieser Schutznorm leitete sie schon 1975 in 
ihrem Zweiten Familienbericht als globale familienpolitische Zielvor-
stellungen ab, dass „die Familie im Rahmen der rechtlichen und wirt-
schaftlichen Möglichkeiten durch materielle und sonstige Hilfen in der 
Erfüllung ihrer Aufgabe im Innenverhältnis und im Verhältnis zur 
Gesellschaft zu schützen (ist), ohne sie zu bevormunden“ und dass 
darüber hinaus „schichtenspezifische Benachteiligungen abzubauen, 
gleiche Voraussetzungen und Gleichheit der Chancen zu sichern 
(sind).“2 Im Siebten Familienbericht aus dem Jahr 2006 rückten zu-
nehmend demographische und ökonomische Gesichtspunkte in den 
Vordergrund. Nunmehr zielt die Familienpolitik in erster Linie darauf 
ab, eine Familien unterstützende Infrastruktur zu schaffen: „Familien-
politik ist nachhaltig darauf ausgerichtet, Familien zu unterstützen, die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu fördern und dabei zu helfen, 
dass Lebensentwürfe mit Kindern realisiert werden können.“3 
 
Innerhalb dieser das Gesamtspektrum der Familienpolitik umfassen-
den Zielkonzeption kommt der am Wohl des Kindes orientierten Fa-
milienpolitik die entscheidende Bedeutung zu. Dabei ist es eine vor-

                                                 
1  Vgl. Ralf Brauksiepe, Familien sind ein wichtiger Baustein des Sozialsystems, 

in: ifo-Schnelldienst 2008, Heft 18, S. 6. 
2  Zweiter Familienbericht: Bericht über die Lage der Familien in der Bundesre-

publik Deutschland, BT-Drucks. 7/3502 vom 15.4.1975, S. VI. 
3  Siebter Familienbericht: Familie zwischen Flexibilität und Verlässlichkeit -

Perspektiven für eine lebenslaufbezogene Familienpolitik, BT-Drucks. 16/1360 
vom 26.4.2006, S. XXIV. 
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rangige Aufgabe des Staates, die Familien wirtschaftlich zu entlasten, 
die Belastung der Eltern mit Kosten für Unterhalt, Erziehung und 
Ausbildung ihrer Kinder zu mindern. Im Kern geht es um die in Zeit-
abständen aufgrund der sich wandelnden wirtschaftlichen Verhältnisse 
immer wieder neu zu stellende Frage nach der optimalen Ausgestal-
tung der kindbezogenen Familienpolitik. Ihre Beantwortung setzt die 
Klärung einer Reihe von Vorfragen über das Ausmaß, den Zweck, das 
Instrumentarium und die Wirkungsweise des bisher zur Anwendung 
gekommenen Systems familienpolitischer Maßnahmen voraus. 
 
Die Sachverständigenkommission des Siebten Familienberichts stellte 
fest, dass die Vielzahl und der Umfang familienpolitischer Leistungen 
in Deutschland, gemessen an Indikatoren der Nachhaltigkeit wie Ge-
burtenrate, Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Familie, Armutsri-
siko oder Bildungsniveau, weniger gute Ergebnisse zeitigen als in 
vergleichbaren anderen Staaten, deren finanzieller Aufwand nicht hö-
her, sondern häufig sogar geringer ausfällt.4 Die familienpolitischen 
Maßnahmen sind sehr zersplittert. Sie sind nicht oder unzureichend 
aufeinander abgestimmt. Einen Überblick über die zahlreichen Ein-
zelmaßnahmen gibt der nachfolgende Maßnahmenkatalog. 
 

                                                 
4  Vgl. ebenda, S. XXXII. 
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I. Familienbezogene Leistungen und Maßnahmen 
 
Die familienbezogenen Leistungen und Maßnahmen des Staates sind 
in ihrer Vielzahl kaum noch überschaubar. Diese von Fachleuten im-
mer wieder beklagte Unübersichtlichkeit resultiert aus einer beispiel-
losen Unsystematik vielfältiger familienpolitischer Einzelmaßnahmen, 
die nicht aufeinander abgestimmt sind. Eine entscheidende Ursache 
für das Fehlen einer einheitlichen Konzeption der familienpolitischen 
Maßnahmen liegt in der extremen Zersplitterung von Kompetenzen 
zwischen Bund, Ländern, Gemeinden und freien Verbänden. Schon 
im Zweiten Familienbericht von 1975 wurde beklagt, dass bei vielen 
familienpolitischen Einzelmaßnahmen familienspezifische Erforder-
nisse nur ungenügend berücksichtigt worden sind; sozial-, gesund-
heits-, bildungs- und arbeitsmarktpolitische Belange initiierten häufig 
ihre Einführung.5 Daran hat sich seither wenig geändert.  
 
Die Bundesregierung hat erstmals im März 2007 eine umfassende 
Bestandsaufnahme von 153 familienpolitischen Leistungen und Maß-
nahmen des Staates mit einem Gesamtvolumen von rund 184 Mrd. 
Euro für das Jahr 2005 vorgelegt.6 Sie unterscheidet zwischen 

- steuerrechtlichen Maßnahmen, 
- Geldleistungen, 
- familienbezogenen Maßnahmen im Bereich der Sozialversiche-

rung und 
- Realtransfers. 

Diese vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend veröffentlichte vorläufige Auflistung der familienbezogenen 
Leistungen und Maßnahmen entspricht im Wesentlichen der schon im 
Frühjahr 2006 vorgelegten Bestandsaufnahme des Kieler Instituts für 
Weltwirtschaft7, die für das Jahr 2005 mit 183 Mrd. Euro nahezu zum 
gleichen Ergebnis kam wie die Bundesregierung, jeweils ohne Einbe-

                                                 
5  Vgl. BT-Drucks. 7/3502, Zweiter Familienbericht, S. 76. 
6  Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.), 

Übersicht über die Höhe familienpolitisch relevanter Regelleistungen und Steu-
erermäßigungen in der Bundesrepublik Deutschland, Stand: 13.3.2007. 

7  Vgl. Astrid Rosenschon, Finanzpolitische Maßnahmen zugunsten von Familien 
- Eine Bestandsaufnahme für Deutschland, Kieler Arbeitspapier Nr. 1273, April 
2006. 
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ziehung des kostenlosen Schulbesuchs. Im Frühjahr 2008 hat das 
Kompetenzzentrum für familienbezogene Leistungen im Bundesmi-
nisterium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend den Arbeitsbericht 
„Zukunft für Familie“ vorgelegt und dabei die familienpolitische Be-
standsaufnahme auf das Jahr 2006 aktualisiert.8 Das Ergebnis lag mit 
rund 189 Mrd. EUR um rund 5 Mrd. EUR über dem des Vorjahres.9 In 
der 2009 vorgenommenen Aktualisierung wurde jedoch sowohl das 
Ergebnis für 2005 um 6 Mrd. EUR auf 178 Mrd. EUR als auch das 
Ergebnis für 2006 um 8 Mrd. EUR auf 181 Mrd. EUR nach unten 
korrigiert; der für 2007 ermittelte Gesamtbetrag liegt bei rund 183 
Mrd. EUR.10 

 

Umfang und Unvollständigkeit der bisher vorliegenden Auflistung 
familienbezogener Leistungen und Maßnahmen offenbaren die 
Intransparenz wie auch die Konzeptionslosigkeit des Gesamtsystems. 
Die Leistungen werden entweder direkt in Form von Finanzhilfen und 
Realtransfers oder indirekt durch steuerliche und sozialversicherungs-
rechtliche Entlastungen gewährt. Ihre Höhe richtet sich nach den un-
terschiedlichsten Bemessungsgrundlagen, wie Zahl und/oder Alter der 
Kinder, Einkommen und/oder Vermögen der Eltern, differierenden 
Einkommensbegriffen u. dgl. mehr. Auch die Dauer und die Anpas-
sungsmodalitäten variieren beträchtlich. Dieses widersprüchliche Ne-
beneinander von familienbezogenen Leistungen erschwert bzw. ver-
unmöglicht teilweise ihre Quantifizierung und die Beurteilung ihrer 
verteilungspolitischen Effektivität.  

                                                 
8  Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.), 

Zukunft für Familie, Arbeitsbericht des Kompetenzzentrums für familienbezo-
gene Leistungen, Berlin 2008 ( Stand: April 2008). 

9  Familienbezogene Leistungen und Maßnahmen des Staates im Jahr 2006, 
BMFSFJ-Referat 201, Berlin 2008 (Stand: April 2008); www.bmfsfj.de. 

10  Familienbezogene Leistungen und Maßnahmen des Staates im Jahr 2007, 
BMFSFJ-Referat 202, Berlin 2009; www.bmfsfj.de; im Folgenden zitiert: 
BMFSFJ 2009. 
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1. Steuerrechtliche Maßnahmen 
 

Familien sind als solche nicht einkommensteuerpflichtig. Deshalb 
wird der Begriff der Familienbesteuerung im Einkommensteuergesetz 
auch nicht verwendet. Er dient lediglich zur Abgrenzung von allen 
anderen Maßnahmen der Familienförderung. Zur Familienbesteuerung 
gehören der so genannte Familienleistungsausgleich, das Ehegatten-
splitting und alle sonstigen einkommensteuerlichen Regelungen, die 
dem Tatbestand Familie Rechnung tragen.11  

 

a) Familienleistungsausgleich 

 

Der Begriff „Familienleistungsausgleich“ wurde durch das Jahressteu-
ergesetz 199612 in das Einkommensteuerrecht (§ 31 EStG) eingeführt. 
Er ist insoweit irreführend, als er suggeriert, es ginge primär um staat-
liche Leistungen. Dazu hat das Bundesverfassungsgericht in seinen 
Entscheidungen 1 BvL 20/84, 1 BvL 26/84 und BvL 4/84 vom 
29.5.199013 und 1 BvL 72/86 vom 12.6.199014 klargestellt, dass das 
Existenzminimum jedes einzelnen Familienmitgliedes, also auch der 
Kinder, nicht besteuert werden darf, sondern einkommensteuerfrei 
bleiben muss. Das folgt aus den grundlegenden Wertentscheidungen 
der Artikel 1 Abs. 1 GG (Schutz der Menschenwürde) und Artikel 6 
Abs. 1 GG (Besonderer Schutz von Ehe und Familie). 
 
Der Staat muss dem Steuerpflichtigen sein Einkommen steuerfrei be-
lassen, soweit es zur Schaffung der Mindestvoraussetzungen für ein 
menschenwürdiges Dasein benötigt wird. Ebenso wie der Staat ver-
pflichtet ist, dem mittellosen Bürger diese Mindestvoraussetzungen 
erforderlichenfalls durch Sozialleistungen zu sichern, darf er dem 
Bürger das selbst erzielte Einkommen bis zu diesem Betrag nicht ent-
                                                 
11  Vgl. Wilhelm Oepen, Familienbesteuerung und Familienförderung in einer Zeit 

gesellschaftlichen und demographischen Wandels, IFSt-Schrift 403, Bonn 2003, 
S. 16f. 

12  BGBl. 1995 I S. 1250. 
13  BStBl. 1990 II S. 653. 
14  BStBl. 1990 II S. 684. 
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ziehen, sondern nur das über das Existenzminimum hinausgehende 
Einkommen der Besteuerung unterwerfen. Nach den Entscheidungen 
des Bundesverfassungsgerichts ist die Berücksichtigung der Kinder im 
Rahmen der Einkommensbesteuerung systemgerecht und keine Ver-
günstigung.15 Insoweit sind die Begriffe „Familienleistungsausgleich“ 
wie auch „Familienlastenausgleich“, der vor 1996 verwendet wurde, 
nicht sachgerecht.16  
 
Ab 1975 hat sich die Berücksichtigung von Kindern zunächst aus-
schließlich über das Kindergeld vollzogen. Während das Kindergeld 
für das 1. Kind bis 1991 unverändert bei monatlich 50 DM (= 26 Eu-
ro) blieb – erst 1992 erfolgte eine Erhöhung um 20 DM auf 70 DM 
(= 36 Euro) –, wurde bis 1981 der Förderungsbetrag für das 2. Kind 
um gut zwei Drittel von monatlich 70 DM (= 36 Euro) auf 120 DM 
(= 61 Euro) angehoben, für das 3. und jedes weitere Kind sogar von 
monatlich 120 DM (= 61 Euro) auf 240 DM (= 123 Euro) verdoppelt. 
Zum 1. Januar 1982 wurde aus haushaltspolitischen Gründen erstmals 
seit der Einführung des Kindergeldes im Jahre 1955 eine Kindergeld-
kürzung um monatlich jeweils 20 DM (= 10 Euro) für Zweit- und 
Drittkinder vorgenommen. Von 1983 bis 1995 gab es eine Kinder-
geldstaffelung ab dem 2. Kind, die vom Einkommen der Kindergeld-
berechtigten abhing. Seit 1996 schließlich wird das Kindergeld wieder 
unabhängig vom Einkommen der Kindergeldberechtigten gewährt. Es 
entfällt jedoch komplett für Kinder über 18 Jahre, wenn sie eigene 
Einkünfte haben, die den im Gesetz festgelegten und in regelmäßigen 
Abständen angepassten Mindestbetrag erreichen. Dieser ist seit 1996 

                                                 
15  Vgl. u.a. Siebter Familienbericht, BT-Drucks. 16/1360 vom 16.4.2006, S. 57; 

Darstellung der geltenden Familienförderung, in: Monatsbericht der BMF 2005, 
Heft 9, S. 46; Nicola Hülskamp und Susanne Seyda, Staatliche Familienpolitik 
in der sozialen Marktwirtschaft, Beiträge zur Ordnungspolitik des Instituts der 
deutschen Wirtschaft, Köln 2004, Heft 11, S. 51f; Peter Axer, Die Familie zwi-
schen Privatrecht, Sozialrecht und Steuerrecht, in: Rudolf Mellinghoff (Hrsg.), 
Steuern im Sozialstaat, Deutsche Steuerjuristische Gesellschaft, Band 29, Köln 
2006, S. 182ff; Wilhelm Oepen, Familienbesteuerung …, a.a.O., S. 36ff.; Adal-
bert Uelner, Zur Neukonzeption des einkommensteuerrechtlichen Familienlas-
tenausgleichs, in: Deutsche-Steuer-Zeitung 1995, Heft 11, S. 321; Horst Schö-
berle, Das „Familienförderungsgesetz“ – Anspruch und Wirklichkeit, in: Stim-
me der Familie 1999, Heft 9-10, S. 7. 

16  Zur Entwicklung des Familienlastenausgleichs vgl. Wilhelm Oepen, Familien-
besteuerung …, a.a.O., S. 22ff. 
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von 12.000 DM (6.135 Euro) auf 7.680 Euro ab 2006 angehoben wor-
den.17  
 
Das mit der 96er Reform für alle Kinder massiv erhöhte Kindergeld 
auf monatlich 200 DM (= 102 Euro) für das erste und zweite Kind, auf 
monatlich 300 DM (= 153 Euro) für das dritte Kind und auf monatlich 
350 DM (= 179 Euro) für das vierte und jedes weitere Kind wurde bis 
2002 für das erste und zweite Kind schrittweise aufgestockt auf den 
gleichen Betrag wie das Kindergeld für das dritte Kind in Höhe von 
154 Euro/Monat. Zum 1.1.2009 schließlich wurde das Kindergeld für 
die ersten beiden Kinder um 10 Euro auf monatlich 164 Euro, für das 
dritte Kind um 16 Euro auf monatlich 170 Euro und für das vierte 
sowie jedes weitere Kind ebenfalls um 16 Euro auf monatlich 195 
Euro und ein Jahr später nochmals um 20 Euro für alle Kinder auf 
nunmehr 184 Euro/Monat für die ersten beiden Kinder, 190 Eu-
ro/Monat für das dritte Kind und 215 Euro/Monat für das vierte sowie 
jedes weitere Kind angehoben. Die gesetzgeberischen Änderungen 
hinsichtlich der Höhe des Kindergeldes von 1975 bis heute zeigt Ta-
belle 1 im Anhang im Detail. 
 
Im Jahr 1983 wurden zwar einerseits Kürzungsmaßnahmen wie das 
einkommensabhängige Kindergeld, gleichzeitig aber auch Verbesse-
rungen durch die Wiedereinführung von einkommensteuerlichen Kin-
derfreibeträgen von zunächst 432 DM (= 221 Euro) pro Kind und Jahr 
für zusammen veranlagte Ehegatten vorgenommen. Diese wurden 
schrittweise bis auf 7.008 Euro angehoben, und zwar in folgenden 
Schritten18: 

- 1983 bis 1985 je Kind 221  Euro/Jahr 
- 1986 bis 1989 je Kind 1.270  Euro/Jahr 
- 1990 bis 1991 je Kind 1.546  Euro/Jahr 
- 1992 bis 1995 je Kind 2.098 Euro/Jahr 
- 1996 je Kind 3.203 Euro/Jahr 
- 1997 bis 1999 je Kind 3.534  Euro/Jahr 

                                                 
17  § 2 Absatz 2 Satz 2 Bundeskindergeldgesetz. 
18  Vgl. BMF (Hrsg.) Datensammlung zur Steuerpolitik, Berlin 2008, S. 61. 
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- 2000 bis 2001 je Kind 5.080  Euro/Jahr19 
- 2002 bis 2008 je Kind 5.808  Euro/Jahr20 
- 2009 je Kind  6.024  Euro/Jahr20 

- ab 2010 je Kind  7.008  Euro/Jahr20 
 
Durch das Jahressteuergesetz 1996 ist der bisherige „Familienlasten-
ausgleich“ zu einem „Familienleistungsausgleich“ weiterentwickelt 
und ein grundlegender Systemwechsel herbeigeführt worden. Das bis 
dahin praktizierte duale System aus der Gewährung von Kindergeld 
und der Berücksichtigung eines Kinderfreibetrages wurde aufgegeben. 
Für zu berücksichtigende Kinder wird seit dem Kalenderjahr 1996 
entweder Kindergeld oder ein Kinderfreibetrag gewährt. Das Finanz-
amt muss von Amts wegen prüfen, ob der Kinderfreibetrag günstiger 
ist als das Kindergeld. Nur wenn das Existenzminimum des Kindes 
nicht durch das Kindergeld komplett steuerfrei gestellt ist, wird der 
Kinderfreibetrag angesetzt. Während der Kinderfreibetrag sich auf die 
verfassungsrechtlich gebotene Steuerfreistellung von Elterneinkom-
men in Höhe des Existenzminimums eines Kindes beschränkt, enthält 
das Kindergeld darüber hinaus eine Förderleistung, deren Umfang 
vom Einkommen der Eltern abhängt. Sie besteht bei nicht steuerbelas-
teten Eltern in der vollen Höhe des Kindergeldes und nimmt bei steu-
erbelasteten Eltern mit steigendem Einkommen ab. Nur soweit die 
Entlastungswirkung von Kindergeld die Entlastungswirkung von ver-
fassungsgemäßen Kinderfreibeträgen übersteigt, handelt es sich um 
staatliche Leistungen. Einkommensteuerlich ist das Kindergeld nur 
eine Vorleistung auf den Kinderfreibetrag. Übersteigt es die steuerlich 
gebotene Entlastung, so dient es der Familienförderung.  
 
Im Zuge der 96er Reform wurden sowohl der Kinderfreibetrag als 
auch das Kindergeld erheblich angehoben. Entsprechend der Vorgabe 
des Bundesverfassungsgerichts vom 10. November 199821, wonach 
zum Existenzminimum eines Kindes nicht nur der sächliche Mindest-

                                                 
19  Einschließlich Freibetrag für den Betreuungs- und Erziehungsbedarf in Höhe 

von 1.546 Euro. 
20  Einschließlich Freibetrag für den Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbil-

dungsbedarf in Höhe von 2.160 Euro. 
21  2 BvR 1057/91, 2 BvR 1226/91, 2 BvR 980/91; BStBl. 1999 II S. 182; Ent-

scheidungsformel veröffentlicht in BGBl. 1999 I S. 142. 
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bedarf, sondern auch ein Betreuungs- und Erziehungsbedarf gehören, 
wurde in einer ersten Stufe zur Neuregelung des so genannten Famili-
enleistungsausgleichs ab Januar 2000 ein Betreuungsfreibetrag in Hö-
he von 1.512 DM (= 773 Euro) für Alleinstehende bzw. 3.024 DM (= 
1.546 Euro) für zusammen veranlagte Ehegatten, und zwar für jedes 
Kind bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres sowie für behinderte 
Kinder ohne Altersbeschränkung eingeführt.22 
 
Mit dem Zweiten Gesetz zur Familienförderung23 hat der Gesetzgeber 
die nächste Stufe zur Neuregelung des so genannten Familienleis-
tungsausgleichs genommen. Danach wurde ab 2002 neben der schon 
erwähnten Anhebung des Kindergeldes für das erste und zweite Kind 
auf das Niveau wie für das dritte Kind auch der Kinderfreibetrag für 
das sächliche Existenzminimum von 3.534 Euro auf 3.648 Euro pro 
Jahr für zusammen veranlagte Ehegatten angehoben. Der bisherige 
Betreuungsfreibetrag in Höhe von 1.546 Euro wurde nach Maßgabe 
der Forderungen des Bundesverfassungsgerichts durch eine Erzie-
hungs- oder Ausbildungskomponente ergänzt und auf insgesamt 2.160 
Euro für zusammen veranlagte Ehegatten erhöht.  
 
Zu Jahresbeginn 2009 wurde erstmals seit 2002 der Kinderfreibetrag 
wieder um 216 Euro auf 3.864 Euro und ein Jahr später nochmals um 
984 Euro auf 4.848 Euro angehoben.24 Beide Freibeträge nach § 32 
Abs. 6 EStG, der Kinderfreibetrag von 4.848 Euro plus der Freibetrag 
für den Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf des 
Kindes von 2.160 Euro, insgesamt also 7.008 Euro pro Kind und Jahr, 
werden vom Finanzamt bei der Steuererklärung alternativ zum Kin-
dergeld berücksichtigt, wenn sich dies für die Eltern als günstiger er-
weist. Die Grenze für das zu versteuernde Einkommen, ab welcher 
beide Freibeträge für Kinder nach § 36 Abs. 6 EStG zusammen zu 
einer höheren Entlastung als das Kindergeld führen, beträgt für zu-

                                                 
22  Gesetz zur Familienförderung vom 22.12.1999, BGBl. I S. 2552. 
23  BGBl. I S. 2047, Zweites Gesetz zur Familienförderung vom 16.8.2001. 
24  Gesetz zur Förderung von Familien und haushaltnahen Dienstleistungen vom 

22.12.2008, BGBl. I S. 2955; Gesetz zur Beschleunigung des Wirtschaftswachs-
tums vom 22.12.2009, BGB I S. 3950. 
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sammen veranlagte Ehegatten mehr als 60.000 Euro und für Allein-
stehende mehr als 30.000 Euro.25 
 
Die Höhe des steuerlich zu verschonenden sächlichen Existenzmini-
mums für Kinder hängt ab vom Mindestbedarf, den die Bundesregie-
rung im seit 1995 alle zwei Jahre vorzulegenden Existenzminimumbe-
richt nach Maßgabe des Sozialhilferechts für das Folgejahr ermittelt. 
Der Ende 2006 vorgelegte Sechste Existenzminimumbericht26 kommt 
zu dem Ergebnis, dass sowohl mit dem Freibetrag für das sächliche 
Existenzminimum als auch mit dem zusätzlich vom Verfassungsge-
richt einforderten Freibetrag für den Betreuungs- und Erziehungs- 
oder Ausbildungsbedarf auch noch im Jahr 2008 den verfassungs-
rechtlichen Anforderungen hinsichtlich der steuerfrei zu stellenden 
Existenzminima entsprochen werde. Danach aber zeichne sich eine 
verfassungsrechtlich gebotene Anpassung der Kinderfeibeträge wie 
auch des Kindergeldes ab. Das ist mit dem Gesetz zur Förderung von 
Familien und haushaltsnahen Dienstleistungen27 bereits geschehen. 
Die Vorgabe des im Herbst 2008 vorgelegten Siebten Existenzmini-
mumberichts28 für das sächliche Existenzminimum eines Kindes im 
Jahr 2010 von 3.864 Euro ist damit erfüllt.  
 
Der so genannte Familienleistungsausgleich aus steuerfinanziertem 
Kindergeld und Kinderfreibeträgen hat im Jahr 2007 zu Steuerausfäl-
len von insgesamt 36,4 Mrd. EUR29 geführt. Darin sind 1,15 Mrd. 
EUR an Ausfällen beim Solidaritätszuschlag enthalten, nicht aber die 
von den Kirchen zu tragenden Ausfälle bei der Kirchensteuer von 0,6 
Mrd. EUR30. Die Regierung gibt den Förderanteil mit ca. 15,6 Mrd. 
EUR31 an. Das wären rund 43 v.H. der mit dem Familienleistungsaus-
gleich verbundenen Steuerausfälle, rund 10 Prozentpunkte mehr als 

                                                 
25  Vgl. Familienbesteuerung – Kein Königsweg sichtbar, in: iwd Nr. 10/2007, S. 4. 
26  Vgl. BT-Drucks. 16/3265, Bericht über die Höhe des Existenzminimums von 

Erwachsenen und Kindern für das Jahr 2008 (Sechster Existenzminimumbe-
richt) vom 2.11.2006, S. 5. 

27  BGBl. I 2008 S. 2955. 
28  BT-Drucks. 16/11065 vom 21.11.2008. 
29  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O., Tabelle: Familienpolitische Leistungen und Maß-

nahmen des Staates, I Steuerrechtliche Maßnahmen, lfd. Nr. 1 bis 5. 
30  Vgl. ebenda, lfd. Nr. 6. 
31  Vgl. ebenda, lfd. Nr. 1. 
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der von der Bundesbank noch für das Jahr 2000 ermittelte Förderan-
teil.32 
 
 
b) Ehegattensplitting 

 
Seit 1958 können sich Ehegatten zusammen oder getrennt zur Ein-
kommensteuer veranlagen lassen (§ 26a und b EStG). Dieses Wahl-
recht fällt in der Regel zugunsten des Ehegattensplittings nach § 32a 
Abs. 5 EStG aus, weil dadurch im Normalfall die Steuerschuld sinkt, 
denn die Einkünfte beider Ehegatten werden zusammengezählt und 
nach Abzug von Kinderfreibeträgen, Sonderausgaben und sonstigen 
steuerlichen Abzügen halbiert. Auf das halbierte gemeinsam zu ver-
steuernde Einkommen der Ehegatten wird dann der Steuersatz nach 
der Einkommensteuer-Grundtabelle angewendet und der sich daraus 
ergebende Steuerbetrag verdoppelt. Ein steuerlicher Vorteil durch das 
Splittingverfahren im Vergleich zur getrennten Veranlagung ergibt 
sich nur bei unterschiedlicher Höhe der Einkünfte der Ehepartner. Bei 
nahezu gleich hohen Einkünften tendiert er gegen Null. Die Steuerer-
sparnis ergibt sich aus der Progression des deutschen Einkommens-
teuertarifs und ist umso höher, je größer die Einkommensunterschiede 
zwischen den Ehepartnern sind. Sie betrug bis Ende 2006 für ein zu-
sammen veranlagtes Ehepaar maximal rund 8.000 Euro. Die „Rei-
chensteuer“ hat den Steuervorteil für Ehepaare mit einem zu versteu-
ernden Einkommen über 500.000 Euro ab 2007 auf über 15.000 Euro 
ansteigen lassen.33 Im Jahr 2009 ergibt sich infolge des zweiten Kon-
junkturpakets ein maximaler Splittingvorteil von 15.575 Euro und im 
Jahr 2010 von 15.694 Euro.34 Bei einem Proportionaltarif entfiele der 
Splittingvorteil. 
 
Das Ehegattensplitting wird damit gerechtfertigt, dass zusammen le-
bende Ehegatten eine Gemeinschaft des Erwerbs und des Verbrauchs 

                                                 
32  Vgl. Staatliche Leistungen für die Förderung von Familien, in: Monatsbericht 

der Deutschen Bundesbank 2002, Heft 4, S. 17. 
33  Vgl. Familienbesteuerung – Kein Königsweg sichtbar, in: iwd 10/07, S. 4. 
34  Vgl. Frank Hechtner, Die Änderungen der Einkommensteuertarife 2009/2010 

durch das zweite Konjunkturpaket, in: Deutsche Steuerzeitung DStZ 2009, Heft 
7, S. 236. 
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bilden, in der jeder an den Einnahmen und Ausgaben des anderen zur 
Hälfte teilhabe.35 Daher dürfe es bei der Besteuerung keine Rolle spie-
len, wer das Einkommen erzielt hat. Das Bundesverfassungsgericht 
stellte bereits in einem Urteil vom 3.11.198236 klar: „Das Ehegatten-
splitting ist keine beliebig veränderbare Steuer-„Vergünstigung“, son-
dern eine an dem Schutzgebot des Art. 6 Abs. 1 GG und der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit der Ehepaare orientierte sachgerechte 
Besteuerung.“37 
 
Ob Kinder vorhanden sind oder nicht, ist für die Anwendung des 
Splittingverfahrens unerheblich. Das wird zunehmend kritisiert und 
die Einbeziehung der Kinder in das Splittingverfahren gefordert. Auf 
die zurzeit diskutierten Vorschläge wird im Rahmen der Reformüber-
legungen näher eingegangen. An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, 
dass das Ehegattensplitting zum ganz überwiegenden Anteil den Fa-
milien mit Kindern zugute kommt und kinderlose Ehepaare nur dann 
in den Genuss dieser steuerlichen Förderung kommen, wenn ihre Ein-
künfte nennenswert voneinander abweichen. Außerdem werden Kin-
der im heutigen Steuersystem anderweitig berücksichtigt, und zwar im 
zuvor behandelten Familienleistungsausgleich sowie im Rahmen sons-
tiger steuerrechtlicher Vergünstigungen zugunsten von Kindern, die 
nachfolgend dargestellt werden.  
 
Auch wenn das Ehegattensplitting wie Teile des Familienleistungs-
ausgleichs nicht als echte Familienförderung gewertet werden kann, 
ist es nach Auffassung des Instituts für Weltwirtschaft dennoch in die 
Liste der familienpolitischen Maßnahmen aufzunehmen.38 Es schätzt 
den Steuerausfall für das Jahr 2005 auf rund 20,8 Mrd. EUR. Das 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend kommt 
für das Jahr 2007 auf einen Betrag von 20,6 Mrd. EUR, der als ehebe-

                                                 
35  Vgl. z.B. Adalbert Uelner, Unverzichtbare Axiome der Steuerrechtsordnung, in: 

Jahrbuch der Fachanwälte für Steuerrecht 1990/1991, S. 60; Wilhelm Oepen, 
Zur Einkommensbesteuerung von Ehegatten – Entstehung, Kritik und Ände-
rungsvorschläge, IFSt-Schrift Nr. 370, Bonn 1999, S. 11ff. 

36  BStBl. 1982 II S. 717. 
37  Ebenda, S. 726. 
38  Vgl. Astrid Rosenschon, a.a.O., S. 17. 
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zogene und nicht als familienpolitisch relevante Maßnahme lediglich 
nachrichtlich ausgewiesen ist.39 
 

 
c) Sonstige steuerrechtliche Maßnahmen 

 
Neben dem Familienleistungsausgleich und dem Ehegattensplitting 
gibt es noch eine Vielzahl sonstiger steuerrechtlicher Maßnahmen, die 
auf Familien abgestellt sind. Sie werden im Folgenden nach Maßgabe 
ihrer finanziellen Bedeutung abgehandelt. Dazu gehören neben Rege-
lungen im Einkommensteuergesetz in erste Linie die Regelungen im 
auslaufenden Eigenheimzulagengesetz und im Solidaritätszuschlags-
gesetz, die als die kostenträchtigsten Maßnahmen vorangestellt wer-
den: 

 

- Kinderkomponenten bei der Eigenheimförderung  

 (§ 9 Abs. 5 EigZulG) 

 Seit 1996 gibt es das Eigenheimzulagengesetz40, wonach die 
Schaffung von selbst genutztem Wohneigentum nicht mehr steuer-
lich begünstigt, sondern durch Zulagen gefördert wird. Inzwischen 
hat dieses Gesetz vielfältige Modifikationen erfahren, zuletzt 
durch das Gesetz zur Abschaffung der Eigenheimzulage vom 
22.12.200541. Vom 1. Januar 2006 an werden nur noch Altfälle 
abgewickelt über den Förderungszeitraum von acht Jahren. 

 
 Die Eigenheimzulage enthielt einen Fördergrundbetrag und eine 

Kinderzulage. Die Kinderzulage betrug zuletzt 800 Euro pro Kind 
und Jahr.42 Die jährlichen Ausgaben im Jahr 2007 für die Kinder-
zulage werden vom BMFSFJ mit 2,6 Mrd. EUR angegeben.43 Dar-
in ist nicht die Kinderkomponente im Fördergrundbetrag enthal-

                                                 
39  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O., Tabelle: Familienpolitische Leistungen und Maß-

nahmen des Staates, I Steuerrechtliche Maßnahmen, lfd. Nr. 23b. 
40  EigZulG i.d.F. vom 30.1.1996, BGBl. I S. 113. 
41  BGBl. 2005 I S. 3680. 
42  § 9 Abs. 5 EigZulG. 
43  BMFSFJ 2009, a.a.O., Tabelle: Familienpolitische Leistungen und Maßnahmen 

des Staates, I Steuerrechtliche Maßnahmen, lfd. Nr. 8. 
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ten, die sich aus der kindbedingten Erhöhung der Einkommens-
grenze ergibt. Die maßgebende Einkommensgrenze von zuletzt 
70.000 Euro/140.000 Euro für Alleinstehende/Verheiratete im 
Zwei-Jahres-Zeitraum erhöhte sich für jedes kinderzulagenberech-
tigte Kind um 30.000 Euro.44 Das begünstigte Familien mit Kin-
dern, deren Förderanteil vom Deutschen Institut für Weltwirtschaft 
mit gut 70 Prozent veranschlagt wird und damit rund ein Drittel 
über ihrem gesamtgesellschaftlichen Anteil liegt; dieser zusätzli-
che Familienanteil entsprach im Jahr 2005 einem Betrag von 2,3 
Mrd. EUR.45 Zusammen mit der Kinderzulage schlug also die Fa-
milienförderung bei der Eigenheimzulage mit fast 5 Mrd. EUR zu 
Buche, gut 2 Mrd. EUR mehr als von der Bundesregierung ausge-
wiesen.46 Das wird sich bis zum Jahr 2013 sukzessive auf Null re-
duzieren. 

 
 
-  Kinderfreibeträge und Solidaritätszuschlag (§§ 32 und 51a EStG; 

§ 3 Abs. 2 SolZG) 

 
 Der Solidaritätszuschlag ist eine so genannte Zuschlagsteuer, de-

ren Bemessungsgrundlage die Einkommensteuer, die Lohnsteuer 
und/oder die Kirchensteuer ist. Er wurde erstmals ab Juli 1991 er-
hoben, 1993 sowie 1994 ausgesetzt und 1995 wieder eingeführt, 
zunächst mit einem Satz von 7,5 %, der ab 1998 um 2 Prozent-
punkte auf 5,5 Prozent der Lohn-, Einkommen- und Körper-
schaftsteuer gesenkt wurde. Die Abzugsfähigkeit der Kinderfrei-
beträge im Rahmen des Familienleistungsausgleichs schlägt auch 
auf das Aufkommen des Solidaritätszuschlags durch. Die Regie-
rung beziffert den daraus resultierenden Ausfall für 2007 mit 1,15 
Mrd. EUR.47 

 

                                                 
44  § 5 EigZulG. 
45  Vgl. Astrid Rosenschon, a.a.O., S. 5; Bundesministerium der Finanzen (Hrsg.), 

Zwanzigster Subventionsbericht – Bericht der Bundesregierung über die Ent-
wicklung der Finanzhilfen des Bundes und der Steuervergünstigungen für die 
Jahr 2003 – 2006, S. 103f. 

46  BMFSFJ 2009, a.a.O., I lfd. Nrn. 8 und 9. 
47  BMFSFJ 2009, a.a.O., I lfd. Nr. 5. 
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-  Kinderfreibeträge und Kirchensteuer (§§ 32 und 51a EStG) 

 
 Auch die Kirchensteuer zählt zu den Zuschlagsteuern, die auf die 

Einkommensteuer bzw. Lohnsteuer erhoben wird. Ihr Aufkommen 
reduzierte sich 2007 durch die Abzugsfähigkeit der Kinderfreibe-
träge um 0,6 Mrd. EUR.48 

 
- Behindertenpauschbetrag (§ 33b EStG) 

  
 Der Behindertenpauschbetrag wird gewährt nach dem Grad der 

Behinderung und beträgt jährlich zwischen 310 Euro bei einem 
Behinderungsgrad von mindestens 25 und 1.420 Euro bei einem 
Behinderungsgrad von mindestens 95; für blinde und hilflose 
Menschen erhöht sich der Betrag auf 3.700 Euro.49 Er mindert die 
Bemessungsgrundlage für die Einkommensteuer. Steht der Behin-
dertenpauschbetrag einem Kind zu, für das der Steuerpflichtige ei-
nen Freibetrag nach § 32 Abs. 6 EStG oder Kindergeld erhält, so 
wird dieser auf Antrag den Eltern übertragen, wenn das Kind ihn 
nicht in Anspruch nimmt; dabei ist der Pauschbetrag grundsätzlich 
auf beide Elternteile je zur Hälfte aufzuteilen, es sei denn auf ge-
meinsamen Antrag der Eltern wird eine andere Aufteilung ge-
wünscht.50 

 
 Soweit es behinderte Kinder betrifft, handelt es sich um familien-

fördernde Maßnahmen, die vom BMFSFJ51 als nicht quantifizier-
bar eingestuft werden, von der Bundesregierung im Rahmen der 
Beantwortung einer schon früher gestellten parlamentarischen An-
frage der FDP zu den Leistungen für Familien52 aber mit rund 900 
Mio. EUR an Steuermindereinnahmen im Jahr 2005 angegeben 
wurde.  

 

                                                 
48  Ebenda, lfd. Nr. 6. 
49  Vgl. § 33b Abs. 1 bis 3 EStG. 
50  Vgl. § 33b Abs. 5 EStG. 
51  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O., I lfd. Nr. 15. 
52  Vgl. BT-Drucks. 16/771 vom 27.2.2006, S. 3. 
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- Haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse und Dienstleistungen  

 (§ 35a EStG) 

 
 Für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse – Beispiel: Hilfe im 

Haushalt einer erwerbstätigen Mutter – vermindert sich bei gering-
fügiger Beschäftigung die tarifliche Einkommensteuer nach Abzug 
sonstiger Steuerermäßigungen auf Antrag um 10 Prozent (seit 
2009 um 20 Prozent) der Aufwendungen, höchstens 510 Euro, und 
um 12 Prozent der Aufwendungen, höchstens 2.400 Euro bei sozi-
alversicherungspflichtiger Beschäftigung. Der Höchstbetrag zur 
Förderung haushaltsnaher sozialversicherungspflichtiger Beschäf-
tigungsverhältnisse wurde ab dem Veranlagungszeitraum 2009 auf 
4.000 Euro bzw. 20 Prozent der Aufwendungen angehoben und 
auf die haushaltsnahen Dienstleistungen – Beispiel: Tagesmutter – 
ausgeweitet, die bisher nur mit 20 Prozent der Aufwendungen bis 
maximal 600 Euro absetzbar waren. 

 
 Obwohl die Anspruchsberechtigung nicht auf Familien beschränkt 

ist, kommen diese Steuerersparnisse doch hauptsächlich Familien 
zugute. Das Gesamtvolumen der damit verbundenen Steuermin-
dereinnahmen wird für das Jahr 2006 auf 1 Mrd. EUR53 veran-
schlagt.  

 
- Außergewöhnliche Belastungen (§ 33 EStG) 

 
 Bei den außergewöhnlichen Belastungen handelt es sich um grö-

ßere und zwangsläufige Aufwendungen aufgrund außergewöhnli-
cher Ereignisse, wie beispielsweise Krankheits-, Beerdigungs- und 
Scheidungskosten. Sie sind auf Antrag insoweit steuerlich abzugs-
fähig, als sie die so genannte zumutbare Eigenbelastung überstei-
gen. Diese richtet sich nach dem Einkommen und dem Familien-
stand. Ohne Kinder liegt der Eigenbelastungsanteil bei 4 bis 7 
Prozent des Gesamtbetrages der Einkünfte. Mit Kindern vermin-
dert er sich auf 1 bis 4 Prozent.  

 

                                                 
53  Vgl. Bundesministerium der Finanzen (Hrsg.), Zwanzigster Subventionsbericht, 

a.a.O., S. 112f. 
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 Der aus der Kinderkomponente bei den zumutbaren Belastungen 
resultierende Steuerausfall wird vom Bundesfinanzministerium für 
das Jahr 2005 auf 650 Mill. EUR54 geschätzt. 

 
- Kinderbetreuungskosten  

 (§ 33c EStG a.F., § 4f EStG n.F., § 10 Abs. 1 EStG) 

 
 Von 2002 bis 2005 war nach § 33c EStG für Kinder unter 14 Jah-

ren sowie für behinderte Kinder außerhalb des Familienleistungs-
ausgleichs ein steuerlicher Abzug bei der Bemessungsgrundlage 
bis maximal 1.500 Euro (Alleinerziehende: 750 Euro) für nachge-
wiesene erwerbsbedingte Kinderbetreuungskosten möglich. Die 
Aufwendungen für entsprechende Dienstleistungen Dritter zur 
Betreuung des Kindes konnten als außergewöhnliche Belastungen 
abgezogen werden, soweit sie je Kind den Betrag von 1.548 Euro 
(Alleinerziehende: 774 Euro) überstiegen. Die Steuerminderein-
nahmen beliefen sich im Jahr 2005 auf 160 Mill. Euro.55 Durch die 
Neuregelung ab 2006 sind die Steuermindereinnahmen 2006 und 
2007 auf jeweils 620 Mill. Euro gestiegen.56 

 
 Seit dem Jahr 2006 können Kosten für Dienstleistungen zur 

Betreuung eines zum Haushalt des Steuerpflichtigen gehörenden 
Kindes bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres und bei körperli-
cher, geistiger oder seelischer Behinderung auch bis zur Vollen-
dung des 27. Lebensjahres (ab 2007: 25. Lebensjahres) in Höhe 
von zwei Dritteln der Aufwendungen, höchstens 4.000 Euro pro 
Jahr, wie Betriebsausgaben oder Werbungskosten steuerlich abge-
zogen werden (§ 4f EStG). Das gilt für allein erziehende Elterntei-
le wie für zusammen lebende Elternteile, die beide erwerbstätig 
sind. Darüber hinaus gilt diese Regelung auch, wenn nur ein El-
ternteil erwerbstätig und der andere Elternteil behindert oder krank 
bzw. in Ausbildung ist oder wenn beide Elternteile behindert oder 
krank sind bzw. sich in Ausbildung befinden (§ 10 Abs. 1 Nr. 8 
EStG); dann können Kinderbetreuungskosten in gleichem Umfang 

                                                 
54  Darstellung der geltenden Familienförderung, in: Monatsbericht des BMF 2005, 

Heft 9, S. 46. 
55  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O., I lfd. Nr. 7. 
56  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O., I lfd. Nr. 7 
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wie rein erwerbsbedingte Kinderbetreuungskosten als Sonderaus-
gaben steuermindernd abgezogen werden.  

 
 Neu ab 2006 ist auch, dass alle Eltern mit Kindern, die das 3. Le-

bensjahr vollendet, das 6. Lebensjahr aber noch nicht vollendet 
haben, ebenfalls zwei Drittel der Kinderbetreuungskosten bis 
höchstens 4.000 Euro je Kind und Jahr als Sonderausgaben vom 
Gesamtbetrag der Einkünfte abziehen können, und zwar unabhän-
gig davon, ob sie erwerbstätig, behindert, krank oder in der Aus-
bildung sind (§ 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG). Voraussetzung ist natür-
lich, dass die Betreuungskosten für die Kinder in diesen Alters-
gruppen, die im Wesentlichen aus Kindergartenbeiträgen bestehen, 
nicht bereits als Sonderausgaben nach § 10 Abs. 1 Nr. 8 EStG zu 
berücksichtigen sind.  

 
- Entlastungsbetrag für Alleinerziehende (§ 24b EStG) 

 
 Seit 1. Januar 2004 gibt es einen Entlastungsbetrag bei der Bemes-

sungsgrundlage für die Einkommensteuer Alleinerziehender in 
Höhe von 1.308 Euro im Kalenderjahr zur Abgeltung höherer 
Kosten für die Haushaltsführung, die Alleinerziehende mit Kin-
dern haben, bei denen die Voraussetzungen für die Anwendung 
des Splittingverfahrens nicht erfüllt sind und die keine Haushalts-
gemeinschaft mit einem Partner bilden. Der Staat verzichtete da-
durch im Jahr 2007 auf 415 Mill. EUR.57  

 
- Ausbildungsfreibetrag (§ 33a Abs. 2 EStG) 

 
 Der Ausbildungsbedarf eines Kindes wird seit 1.1.2002 im Rah-

men des Familienleistungsausgleichs berücksichtigt. Zusätzlich 
sind nur noch der Sonderbedarf eines sich in Berufsausbildung be-
findenden, auswärtig untergebrachten volljährigen Kindes in Höhe 
von 924 Euro steuerlich von der Bemessungsgrundlage für die 
Einkommensteuer absetzbar. Der Ausbildungsfreibetrag vermin-
dert sich um die eigenen Einkünfte und Bezüge des Kindes, soweit 
sie 1.848 Euro im Kalenderjahr übersteigen. Er wird außerdem um 

                                                 
57  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O., I lfd. Nr. 11. 
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die Zuschüsse gekürzt, die das Kind als Ausbildungshilfe aus öf-
fentlichen Mitteln bezieht. Dazu gehören z.B. die als Zuschuss 
gewährten Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsge-
setz (Bafög) sowie steuerfreie Stipendien. Die Bundesregierung 
schätzt dennoch den Steuerausfall auf jährlich 540 Mill. EUR.58 
Das BMFSFJ hingegen veranschlagt den Steuerausfall für 2007 
lediglich mit 150 Mill. EUR.59 

 
- Begrenztes Realsplitting (§ 10 Abs. 1 Nr. 1 EStG) 

 
 Als Sonderausgaben können Unterhaltsaufwendungen an den ge-

schiedenen oder dauernd getrennt lebenden Ehegatten bis zu ma-
ximal 13.805 Euro im Kalenderjahr bei der Ermittlung der Ein-
kommensteuer berücksichtigt werden. Voraussetzung ist aller-
dings, dass der Unterhaltsempfänger der unbeschränkten Ein-
kommensteuerpflicht unterliegt und seine Zustimmung zur Bean-
tragung des Sonderausgabenabzugs beim Unterhaltsleistenden 
gibt. Auf diese Weise wird sichergestellt, dass die beim Geber ab-
zugsfähigen Leistungen beim Empfänger als sonstige Einkünfte 
(§ 22 Nr. 1a EStG) in voller Höhe zu versteuern sind. Es findet al-
so eine Aufteilung der Einkünfte zwischen Geber und Empfänger 
statt – deshalb Realsplitting –, die nur dann einen Sinn macht, 
wenn dadurch im Ergebnis beide zusammen weniger Steuern zah-
len. Das ist immer dann der Fall, wenn der Unterhaltsleistende ho-
he und der Leistungsempfänger niedrige oder gar keine anderen 
Einkünfte bezieht. Das BMFSFJ ermittelte für das Jahr 2007 einen 
Steuerausfall durch das begrenzte Realsplitting von 420 Mill. 
EUR.60 

 
- Haushaltshilfe (§ 33a Abs. 3 EStG) 

 
 Aufwendungen, die durch die Beschäftigung einer Hilfe im Haus-

halt entstehen, können bis zu 624 Euro bei Krankheit eines Kindes 
und bis zu 924 Euro bei schwerer Behinderung jährlich als außer-
gewöhnliche Belastung steuerlich geltend gemacht werden. Der 

                                                 
58  Vgl. BT-Drucks. 16/771, a.a.O., S. 3. 
59  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O., I lfd. Nr. 10. 
60  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O., I lfd. Nr. 23a. 
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damit verbundene Steuerausfall wird auf 190 bis 300 Mill. EUR 
geschätzt.61 

 
- Kinderzulage im Rahmen der Altersvorsorge (§ 85 EStG) 

 
 Seit 2002 wird der Aufbau einer zusätzlichen privaten Altervor-

sorge durch Zulagen und Steuerabzug gefördert. Für jedes Kind 
erhalten die Eltern nach Zahlung eines Mindesteigenbeitrags eine 
Kinderzulage, die in Zweijahresschritten bis zum Jahr 2008 von 
zunächst 46 Euro auf 185 Euro anstieg. Im Jahr 2007 wurden da-
für 290 Mill. EUR verausgabt.62  

 

-  Unterhaltsfreibetrag (§ 33a Abs. 1 EStG) 

 
 Erwachsen einem Steuerpflichtigen zwangläufig Aufwendungen 

für den Unterhalt und eine etwaige Berufsausbildung von Kindern, 
für die weder er noch eine andere Person Anspruch auf einen Frei-
betrag nach § 32 Abs. 6 EStG (Kinderfreibetrag/Freibetrag für den 
Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf) oder auf 
Kindergeld hat, dann kann er diese Aufwendungen bis zum 
Höchstbetrag von jährlich 7.680 Euro steuerlich geltend machen 
(§ 33a Abs. 1 EStG). Voraussetzung ist jedoch, dass das unterhal-
tene Kind kein Vermögen über 15.500 Euro besitzt (R 190 Abs. 2 
EStR). Außerdem sind die Höchstbeträge um alle Einkünfte des 
Kindes zu kürzen, soweit sie den Betrag von 624 Euro überstei-
gen; darüber hinaus sind die mit öffentlichen Mitteln finanzierten 
Ausbildungshilfen in voller Höhe abzuziehen, also auch wenn die 
eigenen Einkünfte des Kindes 624 Euro nicht übersteigen (§ 33a 
Abs. 1 Satz 4 EStG). Die Steuerausfallschätzungen durch abzugs-
fähige Unterhaltszahlungen für Kinder beliefen sich im Jahr 2007 
auf 290 Mill. EUR.63 

 

                                                 
61  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O., I lfd. Nr. 13; BT-Drucks. 16/771, a.a.O., S. 3. 
62  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O., I lfd. Nr. 18. 
63  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O., I lfd. Nr. 12. 
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Alle weiteren familienpolitischen Maßnahmen im Bereich der Steuer-
gesetzgebung führten im Jahr 2007 zu Steuerausfällen, die deutlich 
unter der 100-Millionen-Grenze liegen, wie64: 
 
- der Pflegepauschbetrag von 924 Euro nach § 33b Abs. 6 EStG  
 (Steuerausfallschätzung: 60 bis 70 Mill. EUR), 

- der Sonderausgabenabzug für Schulgeld nach § 10 Abs. 1 Nr. 9 
EStG (Steuerausfallschätzung: 45 Mill. EUR) und  

- die Steuerfreiheit von Leistungen des Arbeitgebers zur Unterbrin-
gung und Betreuung von nicht schulpflichtigen Kindern nach § 3 
Nr. 33 EStG (Steuerausfallschätzung: 10 Mill. EUR). 

 
Steuerfreiheit besteht darüber hinaus bei folgenden familienpoliti-
schen Leistungen, deren steuermindernde Wirkung aber nicht quanti-
fiziert werden kann65: 
 
- Steuerfreiheit von Kinderzuschüssen aus der gesetzlichen Renten-

versicherung nach § 3 Nr. 1b EStG, 

- Steuerfreiheit von Leistungen für Kindererziehung an Mütter der 
Geburtsjahrgänge vor 1921 nach § 3 Nr. 67 EStG, für Kinderzu-
schläge nach dem Beamtenversorgungsgesetz sowie für Kinderzu-
schläge nach dem Soldatenversorgungsgesetz, 

- Berücksichtigung der Kinderfreibeträge nach § 32 EStG bei der 
Gewährung der Arbeitnehmer-Sparzulage nach § 13 VermBG und 
der Wohnungsbauprämie nach § 2a WoPG, 

- Erbschaftsteuerliche Erleichterungen durch eine günstige Steuer-
klasse für Kinder nach § 15 Abs. 1 ErbStG, den Freibetrag für 
Kinder nach § 16 Abs. 1 ErbStG und den besonderen Versor-
gungsfreibetrag für Kinder nach § 17 Abs. 2 ErbStG, 

- Umsatzsteuerbefreiungen von Leistungen für Jugendliche nach § 4 
Nr. 23, Nr. 24 und Nr. 25 UStG sowie für bestimmte bildungspoli-
tische Leistungen nach Nr. 21 UStG. 

                                                 
64  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O., I lfd. Nrn. 16, 19 und 20; Astrid Rosenschon, a.a.O., 

S. 72. 
65 Vgl. Astrid Rosenschon, a.a.O., S. 72f; BMFSFJ 2009, a.a.O., I lfd. Nrn. 20 bis 

23. 
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2. Sozialversicherungsrechtliche Maßnahmen 
 
Nicht nur das Steuerrecht sondern auch das Sozialversicherungsrecht 
sieht zahlreiche Regelungen vor, die dazu dienen, die finanziellen 
Belastungen der Kindererziehung zu kompensieren und die Familien 
zu fördern. Dazu gehört als finanziell bedeutsamste Maßnahme die 
beitragsfreie Mitversicherung von Familienangehörigen in den gesetz-
lichen Krankenkassen.  
 
a)  Gesetzliche Krankenversicherung 

 
Die Gesetzliche Krankenversicherung enthält eine ganze Reihe von 
Elementen, die auf eine gezielte Entlastung von Familien abstellen. In 
der Reihenfolge ihrer finanziellen Bedeutung steht naturgemäß an 
erster Stelle die 
 
- Beitragsfreie Mitversicherung nicht erwerbstätiger Familienmit-

glieder (§ 10 SGB V) 

 
Nach § 10 des Fünften Buches des Sozialgesetzbuches sind der 
Ehegatte, der Lebenspartner und die Kinder von Mitgliedern der 
gesetzlichen Krankenversicherung beitragsfrei mitversichert, wenn 
sie nicht erwerbstätig sind oder kein Einkommen haben, das re-
gelmäßig im Monat ein Siebtel der Bezugsgröße für die Sozialver-
sicherung nach § 18 SGB IV überschreitet.66  Die Kosten für die 
beitragsfreie Mitversicherung von Kindern und Jugendlichen wer-
den für das Jahr 2007 mit 14,2 Mrd. EUR67 angegeben. Die zwar 
nicht kindbezogene Leistung, aber dennoch als familienpolitische 
Maßnahme zu wertende beitragsfreie Mitversicherung von Ehegat-
ten und Lebenspartnern verursacht Kosten von 9,6 Mrd. EUR.68 
Das Gesamtvolumen für die beitragsfreie Mitversicherung von 
Familienangehörigen beläuft sich somit auf rund 24 Mrd. EUR im 
Jahr. 
 

                                                 
66 Bezugsgröße: Durchschnittsentgelt der gesetzlichen Rentenversicherung im 

vorvergangenen Kalenderjahr. 
67  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O., III lfd. Nr. 86. 
68  Vgl. ebenda, III lfd. Nr. 132g. 
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Darüber hinaus waren noch die folgenden familienbezogenen Maß-
nahmen im Jahr 2007 finanzpolitisch von Bedeutung69: 
 
-  Krankenhausbehandlung bei stationärer Entbindung nach § 197 

RVO und § 24 KVLG (Geschätztes Leistungsvolumen: 1,7 Mrd. 
EUR) 

- Beitragsbefreiung während des Bezugs von Erziehungsgeld und 
Mutterschaftsgeld nach § 224 SGB V (Geschätzter Beitragsausfall: 
1,45 Mrd. EUR) 

- Ärztliche Betreuung und Hebammenhilfe bei Schwangerschaft 
und Mutterschaft nach § 196 RVO und § 23 KVLG (Geschätztes 
Leistungsvolumen: 852 Mill. EUR) 

- Zuzahlungsbefreiung und Befreiung von der Praxisgebühr für 
Kinder nach §§ 10 und 61 SGB V (Geschätzter Beitragsausfall 
2005: 560 Mill. EUR) 

- Mutterschaftsgeld nach §§ 3 und 6 MuSchG sowie nach § 13 Abs. 
1 MuSchG i.V. mit § 200 RVO (Geschätztes Leistungsvolumen: 
502 Mill. EUR 

- Ausnahme vom Ausschluss nicht verschreibungspflichtiger Arz-
neimittel für Kinder bis 12 Jahre und Jugendliche mit Entwick-
lungsstörungen bis 18 Jahre nach § 34 SGB V (Geschätztes Leis-
tungsvolumen: 270 Mill. EUR) 

- Medizinische Vorsorge und Rehabilitation für Mütter und Väter 
nach §§ 24 und 41 SGB V (Geschätztes Leistungsvolumen: 260 
Mill. EUR) 

- Leistungsansprüche für Empfängnisverhütung, Schwangerschafts-
abbruch und Sterilisation nach §§ 24a und 24b SGB V (Geschätz-
tes Leistungsvolumen 2005: 165 Mill. EUR 

- Haushaltshilfe nach § 199 RVO und § 38 SGB V (Geschätztes 
Leistungsvolumen: 123 Mill. EUR) 

- Krankengeld bei Erkrankung des Kindes nach § 45 SGB V (Ge-
schätztes Leistungsvolumen: 115 Mill. EUR) 

                                                 
69  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O., III lfd. Nrn. 89-93, 95-99; Astrid Rosenschon, 

a.a.O., S. 73. 

27



 

Kaum von finanziellem Gewicht oder nicht quantifizierbar sind fol-
gende familienpolitische Maßnahmen im Bereich der gesetzlichen 
Krankenversicherung70: 
 
- Häusliche Pflege nach § 198 RVO und § 25 KVLG 

- Versorgung der Schwangeren und Wöchnerinnen mit Arznei-, 
Verband-, Heil- und Hilfsmitteln nach § 196 RVO und § 23 Abs. 2 
KVLG 

- Kinderfreibetrag bei der Einkommensbemessung zur Ermittlung 
der Belastungsobergrenze nach § 62 Abs. 2 SGB V  

- Ermäßigter Beitragssatz für Studenten und Praktikanten nach 
§ 245 SGB V 

 
b)  Gesetzliche Rentenversicherung 

 
Auch die Gesetzliche Rentenversicherung enthält eine Reihe von Leis-
tungskomponenten mit Familienbezug. Dazu gehören71: 
 
- Rentenzahlungen für Kindererziehungsleistungen (§ 56 SGB VI 

i.V.m. § 70 Abs. 2 SGB VI) 

 

 Seit 1986 werden Kindererziehungszeiten in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung bei der Bemessung der Altersrenten berücksich-
tigt, um den Ausfall von eigenen Beitragszahlungen in den betreu-
ungsintensiven ersten Lebensjahren zu kompensieren. Die Beiträ-
ge für Kindererziehungszeiten, die für vor 1992 geborene Kinder 
ein Jahr betragen und für alle danach geborenen Kinder bis auf 
drei Lebensjahre ausgeweitet wurden, zahlt der Bund. Da die ge-
stiegenen Rentenansprüche aufgrund von Kindererziehungszeiten 
erst später zu Rentenausgaben führen, übertrafen die Beitragszah-
lungen des Bundes im Jahr 2007 mit 11,5 Mrd. EUR die diesbe-
züglichen Rentenversicherungsleistungen von rund 5,9 Mrd. EUR 

                                                 
70  Vgl. Astrid Rosenschon; a.a.O., S. 73; BMFSFJ 2009, a.a.O., III lfd. Nrn. 88 

und 94. 
71  Vgl. Astrid Rosenschon; a.a.O., S. 74; BMFSFJ 2009, a.a.O., III lfd. Nrn. 123-

126, 132f-h. 
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ganz beträchtlich. Um Doppelzählungen zu vermeiden, werden die 
gesamten Beitragszahlungen des Bundes als monetäre Transfers 
im nachfolgenden Abschnitt über die Geldleistungen der Gebiets-
körperschaften ausgewiesen.  

 
- Witwen- und Witwerrenten, die alternative Zahlungen nach Ren-

tensplitting übersteigen (§ 8 SGB VI i.V.m. § 46 SGB VI)  

  
 „Nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 97, 271) 

ist die Hinterbliebenenrente eine vorwiegend fürsorgerisch moti-
vierte Leistung, da sie ohne eigene Beitragsleistung des Renten-
empfängers und ohne erhöhte Beitragsleistung des Versicherten 
gewährt wird.“72 Seit Jahresbeginn 2002 gibt es die Möglichkeit, 
alternativ das neu eingeführte so genannte Rentensplitting nach 
§ 8 SGB VI zu wählen. Danach werden die während der Ehe – das 
gilt seit 2005 auch für Lebenspartnerschaften – erworbenen Ren-
tenansprüche gleichmäßig auf beide Partner aufgeteilt. Eine Ein-
kommensanrechnung wie bei der Hinterbliebenenrente gibt es bei 
diesen durch eigene Beiträge erworbenen Rentenanwartschaften 
konsequenterweise nicht. „Damit ist das Rentensplitting die adä-
quate Ausgestaltung für die Hinterbliebenenversorgung. … Dieje-
nigen Zahlungen für Witwen- und Witwerrenten, die die alternati-
ven Zahlungen bei Anwendung des Rentensplittings übersteigen, 
sind somit als versicherungsfremd einzustufen.“73 Der Sachver-
ständigenrat schätzt diese Rentenversicherungsleistungen auf jähr-
lich rund 6 Mrd. EUR.74 

 
- Mindestentgeltpunkte bei geringem Arbeitsentgelt (§ 262 SGB VI) 

 
 Renten nach Mindesteinkommen erhalten alle Personen, die vor 

1992 in ihrer Erwerbstätigkeit eingeschränkt waren. Das sind zu 
rund 90 Prozent Mütter, die Kinder zu betreuen hatten. Die Ren-
tenversicherung wendete dafür 2005 rund 3 Mrd. EUR auf; ge-

                                                 
72  Jahresgutachten 2005/06 des Sachverständigenrates zur Begutachtung der ge-

samtwirtschaftlichen Entwicklung, BT-Drucks. 16/65 vom 10.11.2005, S. 372, 
Rz. 553. 

73  Ebenda, S. 373, Rz. 553. 
74  Vgl. ebenda. 
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schätzte 2,7 Mrd. EUR entfielen davon auf Zeiten der Kinderer-
ziehung.75 

 
- Waisenrenten (§ 48 SGB VI) 

 
 Kinder haben nach dem Tode eines Elternteils Anspruch auf 

Halbwaisenrente, wenn sie noch einen unterhaltspflichtigen El-
ternteil haben und der verstorbene Elternteil die allgemeine War-
tezeit von fünf Jahren erfüllt hat (§ 48 Abs. 1 SGB VI). Sind beide 
unterhaltspflichtigen Elternteile verstorben, erhalten sie eine Voll-
waisenrente (§ 48 Abs. 2 SGB VI). Berücksichtigt werden nicht 
nur leibliche Kinder und Adoptivkinder, sondern auch Stief- und 
Pflegekinder sowie Enkel und Geschwister, die in den Haushalt 
des Verstorbenen aufgenommen waren oder von ihm überwiegend 
unterhalten wurden (§ 48 Abs. 3 SGB VI). Gezahlt werden die 
Waisenrenten längstens bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres 
oder bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres, wenn die Waise 
sich in Schul- oder Berufsausbildung befindet, ein freiwilliges so-
ziales oder ökologisches Jahr absolviert oder behindert ist (§ 48 
Abs. 4 SGB VI). Der von den Trägern der Rentenversicherung für 
Waisenrenten im Jahr 2007 aufgewendete Betrag belief sich auf 
rund 790 Mio. EUR.76 

 
- Kindererziehungszeiten für Mütter der Geburtsjahrgänge vor 1921 

(§§ 294 – 299 SGB VI) 

 
 Müttern der Geburtsjahrgänge bis 1920 – die so genannte „Trüm-

merfrauen“-Generation –, die von der Anrechnung von Kinderer-
ziehungszeiten nach § 56 SGB VI ausgeschlossen sind, werden 
Kindererziehungsleistungen nach §§ 294 – 299 SGB VI zugebil-
ligt. Im Jahr 2007 machten diese Leistungen der Rentenversiche-
rungsträger 454 Mio. EUR77 aus. 

 

                                                 
75  Vgl. Astrid Rosenschon, a.a.O., S. 37f. 
76  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O., III lfd. Nr. 124. 
77  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O., III lfd. Nr. 123. 
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Darüber hinaus sind folgende kindbezogene Leistungen zu erwähnen, 
die entweder in der Witwenrente enthalten sind oder nicht quantifi-
zierbar. Dazu zählen78: 
 
- Kinderzuschlag bei Witwenrenten und Witwerrenten nach § 78a 

SGB VI 

- Erhöhung des Freibetrags bei der Anrechnung eigenen Einkom-
mens auf die Witwenrente pro waisenberechtigtes Kind nach § 97 
Abs. 2 Satz 2 SGB VI 

- Erziehungsrente nach § 47 SGB VI 

- Rentenrechtliche Anrechnung von Kinderberücksichtigungszeiten 
nach § 57 SGB VI 

- Aufwertung von während der Kinderberücksichtigungszeit erwor-
benen Rentenanwartschaften nach § 70 Abs. 3a SGB VI. 

 
c) Gesetzliche Arbeitslosenversicherung 

 
Bei der gesetzlichen Arbeitslosenversicherung sind es vor allem die 
Kosten für die Ausbildungsförderung Jugendlicher, die neben den 
Kinderkomponenten bei Lohnersatzleistungen zu Buche schlagen. 
Finanzpolitisch bedeutsam sind79: 
 
- Berufsausbildungsbeihilfe (§ 59 SGB III) 

 
 Auszubildende haben Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe 

während einer beruflichen Ausbildung oder einer berufsvorberei-
tenden Bildungsmaßnahme, wenn diese förderungswürdig ist, sie 
die Förderungsvoraussetzungen erfüllen und ihnen die erforderli-
chen Mittel zur Deckung des Lebensunterhalts, der Fahrtkosten 
sowie sonstiger Aufwendungen und Lehrgangskosten nicht an-
derweitig zur Verfügung stehen. Hierfür stellte die Bundesagentur 
für Arbeit im Jahr 2007 rund 1 Mrd. EUR zur Verfügung. 

 

                                                 
78  Vgl. ebenda, III lfd. Nrn. 127 – 129; Astrid Rosenschon, a.a.O., S. 74. 
79  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O., III lfd. Nrn. 113 – 115, 120; Astrid Rosenschon, 

a.a.O., S. 74. 
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- Förderungsbedürftige Auszubildende (§ 242 SGB III) 

 
 Auszubildende, die ohne eine ergänzende Hilfe bei der Berufsaus-

bildung scheitern oder nach der Berufsausbildung keinen Arbeits-
platz finden bzw. Arbeitangebote nicht wahrnehmen würden, er-
halten eine gezielte Förderung, die sich die Bundesagentur für Ar-
beit im Jahr 2005 hat rund 1 Mrd. EUR kosten lassen.  

 
- Kinderkomponente beim Arbeitslosen- und Kurzarbeitergeld 

(§§ 129 Abs. 1 und 178 SGB III)  

 
Hat der Arbeitslose oder dessen Ehegatte bzw. Lebenspartner 
mindestens ein Kind im Sinne des § 32 EStG, erhöht sich das Ar-
beitslosengeld von 60 v.H. auf 67 v.H. des pauschalierten Netto-
entgelts. Hat er Anspruch auf Kurzarbeitergeld, erhöht sich das 
Kurzarbeitergeld von 60 v.H. auf 67 v.H. der Differenz zwischen 
dem Nettoentgelt ohne Kurzarbeit und dem Nettoentgelt mit Kurz-
arbeit. Für die erhöhten Leistungssätze bei beiden Lohnersatzleis-
tungen hat die Bundesagentur für Arbeit im Jahr 2007 insgesamt 
647 Mio. EUR verausgabt.  

 
- Kinderbetreuungskosten (§ 83 SGB III) 

 
 Kosten für die Betreuung der aufsichtsbedürftigen Kinder des Ar-

beitnehmers können in Höhe von 130 Euro monatlich je Kind von 
der Bundesagentur übernommen werden, wenn er an einer berufli-
chen Weiterbildungsmaßnahme teilnimmt. Der Aufwand dafür be-
lief sich 2007 auf 30 Mio. Euro.  

 
An weiteren nicht quantifizierbaren Leistungen der Bundesagentur für 
Arbeit mit Familienbezug sind erwähnenswert80: 
 
- Berufsberatung und Ausbildungsvermittlung von Schülern und 

Studenten 

                                                 
80  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O., III lfd. Nrn. 116-119; Astrid Rosenschon, a.a.O., S. 

74. 
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- Kinderbetreuungskosten bei Teilnahme an Maßnahmen zur Förde-
rung der Berufsausbildung nach § 68 Abs. 3 SGB III 

- Kinderbetreuungskosten bei Teilnahme an Maßnahmen der Eig-
nungsfeststellung sowie an Trainingsmaßnahmen nach § 50 Ziff. 3 
SGB III 

- Leistungen für Berufsrückkehrer nach § 8b SGB III i.V.m. §§ 8a 
und 20 SGB III 

- Ausweitung des Bemessungszeitraums für das Arbeitslosengeld 
um Zeiten, in denen der Arbeitslose Erziehungsgeld bezogen oder 
ein Kind unter drei Jahren betreut hat nach § 130 Abs. 2 Nr. 3 
SGB III. 

 
d) Gesetzliche Pflegeversicherung 

 
Die Pflegeversicherung ist der jüngste Zweig der gesetzlichen Sozial-
versicherung. Den Schwerpunkt der familienbezogenen Elemente in 
der gesetzlichen Pflegeversicherung bildet die beitragsfreie Mitversi-
cherung der Familienangehörigen. 
 
- Beitragsfreie Mitversicherung nicht erwerbstätiger Familienmit-

glieder (§ 25 SGB XI) 

 
 In § 25 des Elften Buches des Sozialgesetzbuches (SGB XI) ist die 

für die gesetzliche Pflegeversicherung maßgebende Familienversi-
cherung geregelt. Danach sind der Ehegatte, der Lebenspartner 
und die Kinder von Mitgliedern beitragsfrei mitversichert, wenn 
sie die dort genannten Voraussetzungen erfüllen. Dazu gehören 
die Unterschreitung bestimmter Einkommensgrenzen sowie bei 
Kindern zu beachtende Altersgrenzen. Der Sachverständigenrat 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung hat den 
versicherungsfremden Anteil der beitragsfrei mitversicherten Fa-
milienangehörigen für das Jahr 2003 auf insgesamt rund 4,6 Mrd. 
EUR – 3,1 bis 3,4 Mrd. EUR auf mitversicherte Kinder und 1,5 bis 
1,2 Mrd. EUR auf die mitversicherten Ehegatten – geschätzt.81 

                                                 
81  Vgl. Jahresgutachten 2005/2006 des Sachverständigenrates zur Begutachtung 

der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, a.a.O., S. 363, Rz. 535. 
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Dagegen scheinen die vom Bundesministerium für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend geschätzten 900 Mio. EUR für die mitver-
sicherten Kinder im Jahr 2007 und die nur nachrichtlich als ehebe-
zogene Maßnahme ausgewiesenen 600 Mio. EUR für mitversi-
cherte Ehegatten eher unrealistisch niedrig ausgefallen zu sein.82 

 
- Beitragsfreie Mitversicherung von Kindern in der privaten Pflege-

Pflichtversicherung (§ 110 SGB XI) 

 
 Auch der privaten Pflegeversicherung ist vorgeschrieben, nach 

Maßgabe der in § 25 SGB XI festgelegten Regeln Kinder beitrags-
frei mitzuversichern. Unterstellt man die gleiche Zusammenset-
zung der Versicherten nach Alter und Erwerbstätigkeit, errechnet 
sich daraus für das Jahr 2005 ein Beitragsanteil für die mitversi-
cherten Kinder in Höhe von rund 420 Mio. EUR zu Lasten aller 
Beitragszahler.83 

 
- Beitragszuschlag für Kinderlose (§ 55 Abs. 3 SGB XI) 

 
 Seit 1. Januar 2005 müssen gesetzlich Versicherte ohne Kinder 

zwischen dem 23. und 65. Lebensjahr einen Zuschlag von 0,25 
Beitragssatzpunkten zur Pflegeversicherung leisten, an dem sich 
die Arbeitgeber nicht beteiligen. Der Arbeitgeberanteil blieb bei 
0,85 Prozent, der Arbeitnehmeranteil Kinderloser stieg auf 1,1 
Prozent des beitragspflichtigen Einkommens. Die Mehreinnahmen 
für das Jahr 2005 beliefen sich auf rund 700 Mio. EUR. Die darin 
enthaltenen fiktiven Förderungsanteile zugunsten der Beitragszah-
ler mit Kindern, denen Beitragserhöhungen erspart blieben, wird 
mit rund 50 Prozent der Mehreinnahmen, also rund 350 Mio. EUR 
veranschlagt.84 

 

                                                 
82  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O., III lfd. Nrn. 100 und 132h. 
83  Vgl. Astrid Rosenschon, a.a.O., S. 42 und 74. 
84  Vgl. ebenda, S. 43 und 74. 
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- Beitragsfreiheit während des Bezugs von Mutterschafts-, Erzie-

hungs- und Elterngeld (§ 56 Abs. 3 SGB XI) 

 
 Wer Mutterschafts-, Erziehungs- oder Elterngeld erhält, ist von der 

Beitragszahlung auf diese Leistungen befreit. Der daraus resultie-
rende Vorteil für junge Mütter bzw. Väter wird für das Jahr 2007 
auf 157 Mio. EUR veranschlagt.  

 
Darüber hinaus sind noch die nicht quantifizierbaren, finanziell kaum 
ins Gewicht fallenden Maßnahmen für Kinder in der Pflegeversiche-
rung zu erwähnen, wie85: 
 
- Leistungen für pflegebedürftige Kinder nach §§ 28ff SGB XI 

- Befreiung von Zuzahlungen für Kinder bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres bei Pflegehilfsmitteln nach § 40 Abs. 3 Satz 4 
SGB XI. 

 
e) Gesetzliche Unfallversicherung 

 
Die gesetzliche Unfallversicherung wird allein von den Arbeitgebern 
finanziert. Die Leistungsschwerpunkte sind86: 
 
- Beitragsfreier Unfallschutz für Kinder, Schüler und Studenten  

 (§ 2 Abs. 1 Nr. 8 SGB VII) 

 
Kinder, Schüler und Studenten sind während ihres Hin- und Rück-
weges von und zur Kindertagesstätte, Schule oder Hochschule so-
wie während ihres dortigen Aufenthaltes unfallrechtlich geschützt. 
Ihr Leistungsanteil am Beitragsaufkommen wurde 2005 auf 2,8 
Mrd. EUR geschätzt. 

 

                                                 
85  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O., III lfd. Nrn. 102 und 103. 
86  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O., III lfd. Nrn. 108 und 110; Astrid Rosenschon, 

a.a.O., S. 75. 
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- Witwen- und Witwerrente (§ 65 Abs. 2 Nr. 3a SGB VII) 

 
 Witwen- und Witwerrente wird vor Vollendung des 47. Lebens-

jahres gezahlt, wenn ein waisenrentenberechtigtes oder behinder-
tes Kind erzogen wird. Dafür sind im Jahr 2007 rund 1,3 Mrd. 
EUR verausgabt worden. 

 
- Waisenrenten (§ 67 SGB VII) 

 
 An Waisenrenten wurden im Jahr 2007 115 Mio. EUR von Trä-

gern der gesetzlichen Unfallversicherung gezahlt.  
 
Zu den weniger bedeutsamen oder nicht quantifizierbaren familienpo-
litischen Maßnahmen in der gesetzlichen Unfallversicherung gehö-
ren87: 
 
- Übergangsgeld für Versicherte mit Kind nach § 50 SGB VII 

- Waisenbeihilfe nach § 71 Abs. 3 SGB VII 

- Haushaltshilfe und Kinderbetreuungskosten nach § 42 SGB VII 

- Kinderpflege-Verletztengeld nach § 45 Abs. 4 SGB VII 

- Erhöhung des Freibetrags bei der Anrechnung eigenen Einkom-
mens auf die Witwenrente pro waisenrentenberichtigtes Kind nach 
§ 65 Abs. 3 Satz 3 SGB VII 

- Erhöhung des Freibetrags bei der Anrechnung eigenen Einkom-
mens auf die Waisenrente pro waisenrentenberechtigtes Kind nach 
§ 68 Abs. 2 Satz 3 SGB VII. 

 
 

                                                 
87  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O., III lfd. Nrn. 105 – 107, 109, 111 und 112. 
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3. Geldleistungen der Gebietskörperschaften 
 
Das Sozialrecht kennt vielfältige Maßnahmen, die familiäre Belastun-
gen durch monetäre Transfers ausgleichen. Dazu gehören auch die 
 
- Beiträge des Bundes für Kindererziehungszeiten an die gesetzliche 

Rentenversicherung (§ 177 SGB VI). 

 
 Mit 11,5 Mrd. EUR war das im Jahr 2007 die größte Einzelpositi-

on an staatlichen Geldleistungen.88 Zwei Jahre zuvor lagen die 
Bundes-Beiträge sogar noch geringfügig darüber.89 Um Doppel-
zählungen zu vermeiden, wurden die aus der Anrechnung von 
Kindererziehungszeiten resultierenden Mehrausgaben der Renten-
versicherung im familienpolitischen Leistungskatalog nur nach-
richtlich ausgewiesen.90   

 
Erst mit großem Abstand folgen weitere in die Milliarden gehende 
Geldleistungen der Gebietskörperschaften, wie91 
 
- Familienzuschläge im öffentlichen Dienst 

 
 Im öffentlichen Dienst ist die Entlohnung im Unterschied zur Pri-

vatwirtschaft auch vom Familienstand und von der Kinderzahl ab-
hängig. Das gilt sowohl für Arbeiter und Angestellte als auch für 
Beamte. Im Sozialbudget der Bundesregierung sind dafür im Jahr 
2005 noch 6,1 Mrd. EUR veranschlagt worden.92 Für den Bund 
sind inzwischen die Verheirateten- und Kinderzuschläge abge-
schafft worden, die Kinderzuschläge werden aber übergangsweise 

                                                 
88  Vgl. Astrid Rosenschon, a.a.O., S. 50f und 75; BMFSFJ 2009, a.a.O., II lfd. Nr. 

30. 
89  Vgl. Antwort der Bundesregierung auf die kleine Anfrage … der Fraktion der 

FDP zur Anerkennung von Erziehungsleistungen in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung, BT-Drucks. 16/8462 vom 13.3.2008, S. 2. 

90  Siehe Abschnitt I 2b). 
91  Vgl. Astrid Rosenschon, a.a.O., S. 46ff und S. 75; BMFSFJ 2009, a.a.O., II lfd. 

Nrn. 25 – 85e. 
92  Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.), Sozialbudget 2008, 

Bonn 2008, Tabelle I – 3, S. 7. 
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als Besitzstand weiter gezahlt. 2006 fiel das Leistungsvolumen um 
mehr als die Hälfte auf rund 3 Mrd. EUR. 

 

- Familienkomponente bei der Beihilfe 

 
 Die Familienkomponenten der Beihilfe sind sowohl ehegatten- als 

auch kindbezogen. Der Beihilfe-Erstattungssatz für Beamte und 
ihre Familien hängt vom Familienstand und der Kinderzahl ab. 
Die kindbezogenen Beihilfeleistungen von Bund, Ländern und 
Gemeinden werden für das Jahr 2006 auf 1,6 Mrd. EUR und die 
ehebezogenen Beihilfeleistungen auf 2,5 Mrd. EUR veranschlagt. 
Insgesamt ergibt das ein Beihilfevolumen mit Familienbezug von 
4,1 Mrd. EUR.93  

 
- Familienkomponente bei der Sozialhilfe (§ 27ff SGB XII) 

 
 Sozialhilfe wird gewährt als Hilfe zum notwendigen Lebensunter-

halt, wozu Ernährung, Unterkunft, Kleidung, Körperpflege, Haus-
rat, Heizung und persönliche Bedürfnisse des täglichen Lebens 
gehören, und als Hilfe in besonderen Lebenslagen wie bei 
Schwangerschaft und Mutterschaft. Für das Jahr 2005 wird der 
Anteil der familienbezogenen Sozialhilfeleistungen auf 3,8 Mrd. 
EUR geschätzt.  

 
- Leistungen nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz (BErzGG) und 

Leistungen nach dem Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit 

(BEEG) 

 
 Das Erziehungsgeld wurde für Eltern eingeführt, die Kinder nach 

dem 31. Dezember 1985 bekommen haben. Seit 1. Januar 2007 er-
setzt das neue Elterngeld das bisherige Erziehungsgeld, das nur 
noch für bis Ende 2006 geborene Kinder gezahlt wurde.  
 
Das Gesetz zur Einführung des Elterngeldes94 sieht vor, dass der 
betreuende Elternteil 67 Prozent des durchschnittlichen Nettoer-
werbseinkommens erhält, das er in den zwölf Monaten vor der 

                                                 
93  BMFSFJ 2008, a.a.O., II lfd. Nrn. 83 und 83d. 
94  Vgl. BGBl. 2006 I S. 2748 vom 5.12.2006. 
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Geburt des Kindes verdient hat, höchstens 1.800 Euro im Monat. 
Einkommensgrenzen gibt es keine mehr. Auch Doppelverdiener 
haben Anspruch auf Elterngeld, das grundsätzlich für die Dauer 
von einem Jahr gewährt wird, zuzüglich zwei Monate, wenn der 
Partner seine Erwerbstätigkeit zugunsten der Kinderbetreuung un-
terbricht oder einschränkt. Die neue Leistung kann alternativ auch 
in halber Höhe für die Dauer von zwei Jahren plus 4 Monaten be-
antragt werden. Bei Geringverdienern mit einem Nettoeinkommen 
von weniger als 1.000 Euro monatlich steigt der Förderbetrag auf 
bis zu 100 Prozent (§ 2 Abs. 2 BEEG). Der Mindestbetrag liegt bei 
300 Euro (§ 2 Abs. 5 BEEG).Darauf hat jeder unabhängig von 
seinem Einkommen Anspruch.  

 
 Für das auslaufende Erziehungsgeld hat der Bund, der diese Geld-

leistungen alleine trägt, im Hauhaltsjahr 2007 rund 2 Mrd. EUR 
zur Verfügung gestellt.95 Für das neue Elterngeld wendete er im 
Einführungsjahr 2007 erst 1,7 Mrd. EUR auf.96 

 
- Leistungen für Unterkunft und Heizung für Empfänger von  

 Arbeitslosengeld II (§ 22 SGB II) 

 
 Leistungen für Unterkunft und Heizung werden in Höhe der tat-

sächlichen Aufwendungen erbracht, soweit diese angemessen sind. 
Die Kosten tragen zu 29,2 v.H. der Bund und zu 70,8 v.H. die 
Kommunen. Sie werden auf 2,7 Mrd. EUR im Jahr 2007 veran-
schlagt.  

 
- Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz  

 (BAföG) 

 
 Schüler an weiterführenden Schulen sowie Studierende haben An-

spruch auf von Bund und Ländern gemeinschaftlich finanzierte 
Unterstützungsleistungen, wenn Einkommen und Vermögen ihrer 
Familien nicht die Obergrenze überschreiten. Die BAföG-
Leistungen sollen den Lebensunterhalt und die Kosten der Ausbil-
dung decken, wenn anderweitige Mittel nicht zur Verfügung ste-

                                                 
95  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O., II lfd. Nr. 26.  
96  Vgl. ebenda, II lfd. Nr. 28. 
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hen (§ 1 BAföG). Sie sind nach unterschiedlichen Bedarfssätzen 
gestaffelt und werden Schülern als Zuschuss sowie Studenten je 
zur Hälfte als Zuschuss und Darlehen gewährt (§ 17 BAföG). Die 
gesamten BAföG-Ausgaben, die zu 65 v.H. vom Bund und zu 35 
v.H. von den Ländern getragen werden, beliefen sich im Jahr 2007 
auf 1,5 Mrd. EUR.  

 
Alle weiteren Geldleistungen der Gebietskörperschaften mit Fami-
lienbezug liegen unter der Milliardengrenze. Dazu gehören97: 
 
- Witwen- und Witwergeld nach § 22 Beamtenversorgungsgesetz, 

das alternative Zahlungen nach Rentensplitting übersteigt (865 
Mio. EUR) 

 
- Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz (845 Mio. EUR) 
  
 Alleinerziehende, die vom anderen Elternteil keinen oder einen zu 

geringen Unterhalt für ihre Kinder bekommen, können einen Un-
terhaltsvorschuss erhalten, der längstens 72 Monate gezahlt wird. 
Er beträgt seit 1.7.2005 127 Euro bzw. 111 Euro monatlich in 
Westdeutschland bzw. Ostdeutschland für Kinder unter 6 Jahren 
und für Kinder von 6 bis 12 Jahren 170 Euro bzw. 151 Euro. 

 
- Mehrbedarfszuschläge für Alleinerziehende beim Arbeitslosengeld 

II nach § 21 Abs. 3 SGB II (692 Mio. EUR) 
  
- Regelleistung einschließlich Mehrbedarfe ohne Leistungen für 

Unterkunft für Sozialgeldempfänger nach § 28 SGB II (680 Mio. 
EUR) 

 
 Alleinerziehende mit Anspruch auf Arbeitslosengeld II erhalten 

einen Mehrbedarfszuschlag in Höhe von 36 v.H. der Regelleis-
tung, wenn sie mit einem Kind unter sieben Jahren oder mit zwei 
bzw. drei Kindern unter 16 Jahren zusammenleben; in Höhe von 
12 v.H. der Regelleistung für jedes Kind, wenn sich dadurch ein-

                                                 
97  Vgl. Astrid Rosenschon, a.a.O., S. 75; BMFSFJ 2009, a.a.O., II lfd. Nrn. 25 bis 

85. 
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höherer Vonhundertsatz ergibt, aber höchstens 60 v.H. der Regel-
leistung.  

 
- Wohngeldleistungen an Familienhaushalte nach § 4 Abs. 1 WoGG 

(391 Mio. EUR) 
 
 Der Wohngeldanspruch bemisst sich nach der Größe des Haus-

halts. Ein Kind führt wie ein weiterer Erwachsener zu einer höhe-
ren zuschussfähigen Miete und bei gegebenem Einkommen zu 
umfangreicheren Leistungsansprüchen. 

 
- Ausgaben der Länder für Erziehungsgeld ergänzend zum Bundes-

erziehungsgeld (293 Mio. EUR) 
 
- Beiträge des Bundes an die Bundesagentur für Arbeit während der 

Erziehungszeit nach § 26 Abs. 2a SGB III (290 Mio. EUR) 
 
- Kinderzuschlag nach § 6a BKGG (109 Mio. EUR) 
  
 Seit 1. Januar 2005 wird ein Kinderzuschlag von monatlich bis zu 

140 Euro je minderjährigem Kind an Eltern gezahlt, die mit ihrem 
Einkommen zwar den eigenen Bedarf decken können, nicht aber 
den ihrer Kinder. Die Zahlung war zunächst auf 36 Monate be-
grenzt. Diese Befristung wurde ab 1.1.2008 aufgehoben. 

 
- Kindergeld nach § 1 BKGG (93 Mio. EUR) 
  
 Das Kindergeld wird für unbeschränkt Steuerpflichtige im Rah-

men des steuerlichen Familienleistungsausgleichs98 geregelt. Nur 
nicht unbeschränkt Steuerpflichtige erhalten Kindergeld als Sozi-
alleistung von der Familienkasse.  

 
- Waisengeld nach § 23 Beamtenversorgungsgesetz für Beamte, 

Richter und Soldaten (44 Mio. EUR) 
 

                                                 
98  Siehe Abschnitt I 1a). 
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Darüber hinaus gibt es eine Vielzahl von staatlichen Geldleistungen 
mit Familienbezug im Bereich der Wohnraumförderung, der Grundsi-
cherung, der Ausbildungsförderung und der Beamtenversorgung, die 
entweder nicht quantifizierbar sind oder kaum Kosten verursachen 
und die hier deshalb außerhalb der Betrachtung bleiben.  
 

 

 

4. Realtransfers der Gebietskörperschaften 
 
Die Realtransfers konzentrieren sich vor allem auf Maßnahmen zur 
Kinderbetreuung und Jugendhilfe. Die ebenfalls den Realtransfers 
zuzurechnenden Maßnahmen zur Schulausbildung, wozu auch Lehr-
mittelfreiheit, Schülerbeförderung, Beratungsdienste und Studenten-
wohnraumförderung gehören und die mit 51,1 Mrd. EUR99 (2007) 
veranschlagt werden, bleiben im Rahmen dieser Arbeit außer Be-
tracht. Alle die Kinder- und Jugendhilfe betreffenden Maßnahmen 
sind im Achten Buch des Sozialgesetzbuches geregelt.  
 
- Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in der Kinder-

tagespflege (§§ 22 – 26 SGB VIII) 

 
 Der Förderungsauftrag  umfasst Erziehung, Bildung und Betreu-

ung des Kindes und bezieht sich auf die soziale, emotionale, kör-
perliche und geistige Entwicklung (§ 22 Abs. 3 Satz 1 SGB VIII). 
Vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt hat jedes 
Kind Anspruch auf den Besuch einer Tageseinrichtung (§ 24 Abs. 
1 Satz 1 SGB VIII). Für Kinder unter drei Jahren sind Plätze in 
Tageseinrichtungen vorzuhalten, wenn die Eltern einer Erwerbstä-
tigkeit nachgehen oder sich in Ausbildung befinden (§ 24 Abs. 2 
und 3 SGB VIII). Die von den Ländern und Kommunen getrage-
nen Gesamtkosten für Kindergärten, Kinderkrippen und Kinder-
horte haben im Jahr 2007 rund 11,9 Mrd. EUR100 betragen. 

                                                 
99  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O., IV Realtransfers, nach der lfd. Nr. 135. 
100  Vgl. ebenda, IV lfd. Nrn. 133 und 134. 
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- Leistungen der Jugendhilfe (§§ 11 – 21, 27 – 35a SGB VIII,  

 §§ 53ff SGB XII) 

 
 Zu den Leistungen der Jugendhilfe gehören die Jugendarbeit (§ 11 

SGB VIII), die Jugendsozialarbeit (§ 13 SGB VIII), der erzieheri-
sche Kinder- und Jugendschutz (§ 14 SGB VIII), die Förderung 
der Erziehung in der Familie (§ 16 – 21 SGB VIII), die Hilfe zur 
Erziehung (§ 27 – 35 SGB VIII), die Eingliederungshilfe für see-
lisch behinderte Kinder und Jugendliche (§ 35a SGB VIII) sowie 
die Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche mit körperli-
cher/geistiger Behinderung (§§ 53ff. SGB VIII). Alle Leistungen 
zusammen werden für das Jahr 2007 mit rund 8 Mrd. EUR101 ver-
anschlagt.  

 
 

5. Familienpolitisches Gesamtbudget 
 
Die vom Kompetenzzentrum für familienbezogene Leistungen im 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend vorge-
nommene aktualisierte Bestandsaufname familienpolitischer Maß-
nahmen für das Jahr 2007 umfasst 156 Positionen im Umfang von 
183,1 Mrd. EUR (ohne Schulen).102 Das sind nur gut 1,2 Prozent mehr 
als im Vorjahr. Dabei wird unterschieden zwischen „ehebezogenen 
Maßnahmen“ und „familienbezogenen Leistungen und Maßnahmen“. 
 
Acht der 156 Maßnahmen sind ehebezogen und beliefen sich auf 71,5 
Mrd. EUR. Dazu gehören in erster Linie: 

- die Witwen- und Witwerrenten mit 37,1 Mrd. EUR 
- das Ehegattensplitting mit 20,6 Mrd. EUR, 
- die beitragsfreie Mitversicherung nicht erwerbstätiger Familien-

mitglieder (Ehegatten) in der Kranken- und Pflegeversicherung 
mit 10,2 Mrd. EUR und 

- das Witwengeld nach dem Beamtenversorgungsgesetz mit 2,8 
Mrd. EUR. 

 

                                                 
101  Vgl. ebenda, IV lfd. Nrn. 137-147. 
102  Vgl. BMFSFJ 2009, a.a.O. 
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Auch die ehebezogenen Maßnahmen kommen im Wesentlichen Fami-
lien zugute und gehören insoweit zur familienpolitischen Be-
standsaufnahme.  
 
Bei den 148 „familienbezogenen Leistungen und Maßnahmen“ in Hö-
he von 111,6 Mrd. EUR ist weiter zu unterscheiden zwischen „Famili-
enlastenausgleich“, „Familienförderung“ sowie „Grundsicherung und 
spezifische Familienhilfen“. Mit dem Familienlastenausgleich werden 
ebenso wie mit der Grundsicherung und speziellen Familienhilfen 
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts berücksichtigt. Sie stellen 
insoweit keine echte Familienförderung dar. Diese für das Jahr 2006 
vom Kompetenzzentrum vorgenommene Unterscheidung103 wurde 
leider im Rahmen der Aktualisierung auf das Jahr 2007 nicht fortge-
führt. Da das Leistungsvolumen sich aber nur marginal verändert hat, 
kann von einem unverändert gebliebenen Aufteilungsverhältnis (43,3 
v.H. : 40,5 v.H. : 16,2 v.H.) ausgegangen werden. Das bedeutet, die 
gesamten familienbezogenen Leistungen und Maßnahmen von 111,6 
Mrd. EUR teilen sich auf wie folgt: 
 
Dem Familienlastenausgleich sind 48,3 Mrd. EUR zuzurechen. Das 
sind vor allem die weitgehend grundgesetzlich gebotene: 
-  Steuerfreistellung des Existenzminimums von Kindern durch 

Kindergeld als Steuervergütung mit 18,6 Mrd. EUR sowie die 
- Kinderfreibeträge vom Einkommen, die in ihrer Steuerentlas-

tungswirkung aufgrund des progressiven Tarifs über den Betrag 
des Kindergeldes als Steuervergütung hinaus gehen, mit rund 
1 Mrd. EUR  

und darüber hinaus  
- die Berücksichtigung von Kindern in der Sozialversicherung mit 

14,2 Mrd. EUR für die beitragsfreie Krankenversicherung, mit 900 
Mio. EUR für die beitragsfreie Pflegeversicherung sowie mit 11,5 
Mrd. EUR an Beiträgen des Bundes für Kindererziehungszeiten an 
die Gesetzliche Rentenversicherung. 

                                                 
103  Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.), Arbeits-

bericht „Zukunft für Familie“, Kompetenzzentrum für familienbezogene Leis-
tungen im Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Berlin 
2008, S. 10ff. 
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Weitere 18,1 Mrd. EUR entfallen auf die Grundsicherung und speziel-
le Familienhilfen, die ebenfalls auf verfassungsrechtlichen Vorgaben 
beruhen, wie die Grundsicherung der Kinder auf ein sozialkulturelles 
Existenzminimum und die Jugendhilfe. So blieben im Jahr 2007 von 
den 111,6 Mrd. EUR an familienbezogenen Leistungen und Maßnah-
men lediglich 45,2 Mrd. EUR übrig, die als echte Familienförderung 
bezeichnet werden kann.  
 
Zur Familienförderung im engeren Sinne gehören vor allem: 

- bei den steuerlichen Maßnahmen der Förderanteil des Kindergel-
des mit 15,6 Mrd. EUR, 

- bei den Geldleistungen das Erziehungsgeld /Elterngeld mit 3,7 
Mrd. EUR und die Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst mit 1,7 
Mrd. EUR, 

- bei der Sozialversicherung die Beitragsbefreiung in der Kranken-
versicherung während des Bezugs von Erziehungsgeld und Mut-
terschaftsgeld mit 1,5 Mrd. EUR sowie die Berufsausbildungsbei-
hilfe in der Arbeitslosenversicherung mit 1 Mrd. EUR und  

- bei den Realtransfers die Kinderbetreuung mit 11,9 Mrd. EUR. 

Das sind 33,7 Mrd. EUR bzw. drei Viertel der im Jahr 2007 veraus-
gabten Mittel zur Förderung der Familie von insgesamt 45,2 Mrd. 
EUR. Die restlichen 11,6 Mrd. EUR verbergen sich in vielfältigen 
Einzelpositionen der vier Maßnahmenbereiche. Auf die gesamten fa-
milienpolitischen Maßnahmen (ohne Schulen) von 183,1 Mrd. EUR 
bezogen, entfallen auf die Familienförderung im engeren Sinne somit 
nur ein knappes Viertel. 
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II. Familienbezogene Leistungen im Sozialbudget 

 und im internationalen Vergleich  
 
 
Wesentlich enger als vom Kompetenzzentrum werden die familienpo-
litischen Leistungen in der Abgrenzung des Sozialbudgets der Bun-
desregierung gefasst. In der dort ausgewiesenen Funktion „Ehe und 
Familie“ sind nicht enthalten104: 

- Beitragsfreie Mitversicherung von Kindern und Ehegatten in der 
GKV und GRV 

- Witwen- und Waisenrenten bzw. Beamtenversorgung 
- Hinterbliebenenrenten und –versorgung 
- Wohngeld mit Kosten der Unterkunft für Kinder 
- Berufsausbildungsbeihilfe und BAföG 
- Kinder- und ehegattenbezogene Familienkomponenten der  

Beihilfe 
- Kinderkomponente im Arbeitslosengeld I. 
 
Ausgespart bleibt also vor allem die gesetzliche Umverteilung zugun-
sten der Familien im Rahmen der Sozialversicherung. Das erklärt, 
warum die im Sozialbudget ausgewiesenen Leistungen für Ehe und 
Familie im Jahr 2007 mit rund 97 Mrd. EUR um 86 Mrd. EUR gerin-
ger ausfiel als in der Datensammlung des Kompetenzzentrums. 
 
Nach der Einbeziehung der neuen Bundesländer in das Sozialbudget 
ab dem Jahr 1991 bis zum Jahr 2000 stiegen die Familienleistungen 
um 61,6 v.H. von 58,6 auf 94,7 Mrd. EUR, während das Bruttoin-
landsprodukt nur um 34,4 v.H. und die Sozialleistungen insgesamt nur 
um 51,8 v.H. zunahmen. Dadurch erhöhte sich der Anteil der Famili-
enleistungen am BIP und an den Sozialleistungen sukzessive von 3,8 
auf 4,6 v.H. bzw. von 13,8 auf 14,7 v.H. Nach der Jahrtausendwende 
hat sich dieser Trend jedoch wieder umgekehrt. Gegenwärtig liegt der 
Anteil am BIP nur noch bei 4,2 v.H. und an den Sozialleistungen bei 
13,1 v.H.105 

                                                 
104  Vgl.  Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.), 

Zukunft für Familie, a.a.O., S. 10. 
105  Vgl. Tabellen 2 und 3 im Anhang. 
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Ein Großteil der so genannten Familienleistungen sind jedoch keine 
kindbezogenen Leistungen. Im Sozialbudget wird unterschieden zwi-
schen Leistungen für Kinder, für Ehegatten und für Mutterschaft. Die 
rein kindbezogenen Leistungen sind neben der in den Familienzu-
schlägen für den öffentlichen Dienst enthaltenen Kinderkomponente, 
der Jugendhilfe und der Ausbildungsförderung vor allem das Kinder-
geld, das Erziehungsgeld bzw. Elterngeld (ab 2007), die Kinderfreibe-
träge (bis 1995) sowie der Familienleistungsausgleich (ab 1996). Al-
lerdings handelt es sich dabei nur teilweise um echte Leistungen des 
Staates. Betrachtet man nur diese typischen kindbedingten Familien-
leistungen, zeigt sich, dass ihr Anteil an den gesamten Familienleis-
tungen von einem Drittel auf über zwei Fünftel zugenommen hat.106 
Dazu hat offensichtlich die 1996 in Kraft getretene Reform des Fami-
lienleistungsausgleichs wesentlich beigetragen, denn erst danach stieg 
ihr Anteil relativ stetig an auf sein jetziges Höchstniveau. Gemessen 
an den gesamten Sozialleistungen und am Bruttoinlandsprodukt war 
bereits 2002 mit 5,8 v.H. bzw. 1,9 v.H. das Höchstniveau der typi-
schen kindbedingten Leistungen erreicht; seither hat der Anteil am 
BIP wieder leicht um 0,2 Prozentpunkte abgenommen, während der 
Sozialleistungsanteil sich bis 2008 auf dem erreichten Niveau hielt.107 
Doch ein Jahr später fiel auch er um voraussichtlich 0,4 Prozentpunk-
te. Die reinen kindbezogenen Leistungen haben also weder Schritt 
gehalten mit der Entwicklung der Sozialleistungen noch mit der des 
Bruttoinlandsprodukts. 
 
Dennoch schneidet Deutschland im Vergleich der EU-Mitgliedstaaten 
sehr gut ab.108  Dabei ist zu berücksichtigen, dass in Deutschland Re-
gelungen enthalten sind, die nicht als Förderung angesehen werden. 
Nur Dänemark und Luxemburg geben einen noch größeren Anteil 
ihres Bruttoinlandsproduktes für Familien und Kinder aus als der 
deutsche Staat. Für das Jahr 2006 ermittelte Eurostat einen staatlichen 
Sozialausgabenanteil der Bundesrepublik von 3,1 Prozent des BIP. 
Das war ein voller Prozentpunkt über dem EU-Durchschnitt von 2,1 
Prozent des BIP, obwohl in der Abgrenzung von Eurostat nur rund 
drei Viertel der Sozialausgaben erfasst sind, die im Sozialbudget der 

                                                 
106  Vgl. Tabelle 3 Spalte 5 im Anhang. 
107  Vgl. Tabelle 3 Spalten 3 und 4 im Anhang. 
108  Vgl. Tabelle 4 im Anhang. 

47



 

Bundesregierung ausgewiesen werden. Dort betrug der BIP-Anteil der 
Familienleistungen 2006 sogar 4,1 Prozent.109 Das zeigt, dass nicht die 
Höhe der Familienleistungen in unserem Lande Anlass für Kritik bie-
tet, sondern der Mangel an Effizienz und Transparenz der familienpo-
litischen Maßnahmen-Vielfalt, das fehlende abgestimmte System.  
 
Dieses Ergebnis wird im Rahmen eines internationalen Vergleichs der 
OECD-Länder zur Kinderarmut bestätigt. Als arm gilt für die OECD, 
wer mit weniger als 50 Prozent des in dem Land gemessenen Median-
Einkommens auskommen muss. Der Median ist der Wert, bei dem je 
50 Prozent der Bürger darüber und darunter liegen. Der Vergleich der 
30 OECD-Länder ergab, dass die Kinderarmut in Deutschland trotz 
hoher staatlicher Ausgaben für Familien sehr hoch ist.110 Fast jedes 
sechste Kind lebt in relativer Armut, im OECD-Durchschnitt ist es nur 
jedes achte Kind. 
 

                                                 
109  Vgl. Tabelle 2 Spalte 1 im Anhang. 
110  Vgl. Tabelle 5 im Anhang. 
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III. Reformüberlegungen im steuerrechtlichen Bereich 
 
 
Die in ihrer Vielzahl kaum noch überschaubaren familienpolitischen 
Maßnahmen verlangen nach mehr Transparenz, beispielsweise durch 
Einrichtung eines Familienfonds und / oder einer Familienkasse.111 So 
wichtig die Bündelung der unterschiedlichen familienbezogenen 
Maßnahmen in einer Hand sein mag und deshalb auch weiter verfolgt 
werden sollte, um die Effizienz der Familienpolitik insgesamt zu stei-
gern, stehen doch im Vordergrund der Kritik immer wieder die steuer-
rechtlichen Maßnahmen, die Familien betreffen. Das sind in erster 
Linie der kindbezogene Familienleistungsausgleich und das partner-
bezogene Ehegattensplitting.  
 
1. Familienleistungsausgleich 

 
Eltern werden in Deutschland durch Kindergeld und Kinderfreibeträge 
entlastet. Beim Kindergeld hat der Staat einen größeren Gestaltungs-
spielraum. Bei den Kinderfreibeträgen handelt es sich um einen 
Rechtsanspruch steuerzahlender Eltern. Damit wird die so genannte 
horizontale Steuergerechtigkeit sichergestellt: Ein Steuerpflichtiger 
mit Kindern ist bei sonst gleichen Verhältnissen weniger leistungsfä-
hig als ein Kinderloser. Das Gebot des Leistungsfähigkeitsprinzips 
erfordert die Steuerfreiheit des Existenzminimums des Steuerpflichti-
gen und seiner Familie. Durch die Verknüpfung von Kindergeld und 
Kinderfreibetrag ist das Kindergeld allerdings wesentlicher Bestand-
teil des Systems, das die verfassungsrechtlich gebotene steuerliche 
Freistellung des Existenzminimums der Kinder gewährleistet. 
 
Was der Staat einem mittellosen Bürger im Rahmen sozialstaatlicher 
Fürsorge gibt, muss von der Einkommensteuer verschont werden. Das 
gilt sinngemäß auch für die Ermittlung des Existenzminimums eines 
Kindes. Da die steuerliche Leistungsfähigkeit von Eltern über das 
sächliche Existenzminimum hinaus durch den Betreuungs- und Erzie-

                                                 
111  Vgl. Siebter Familienbericht, BT-Drucks. 16/1360 vom 26.4.2006, S. XXXIVf; 

Thomas Rogowski, Über die Sinnhaftigkeit eines Familienfonds aus sozialversi-
cherungsrechtlicher Sicht, in: RV aktuell 2008, Heft 6, S. 167f. 
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hungsbedarf gemindert wird, ist dieser zusätzlich von der Einkom-
mensteuer zu verschonen.  
 
Um diese verfassungsrechtlichen Vorgaben zu erfüllen, legt die Bun-
desregierung alle zwei Jahre einen Existenzminimumbericht über den 
sozialhilferechtlichen Mindestbedarf vor, der auch maßgebend ist für 
die steuerfrei zu stellenden Beträge der Eltern und ihrer Kinder. Nach 
dem Siebten Existenzminimumbericht von Ende 2008112 beträgt der 
Regelsatz im Sozialrecht zur Deckung des täglichen Bedarfs 4.368 
Euro für einen Alleinstehenden im Jahr. Hinzu kommen Kosten für 
Unterkunft von 2.520 Euro und Heizung von 768 Euro. Das sind ins-
gesamt 7.656 Euro. Da der Grundfreibetrag derzeit 7.834 Euro be-
trägt, ist sichergestellt, dass das Existenzminimum der Eltern nicht 
besteuert wird.  
 
Für die Kinder gibt es eine eigene Rechnung. Bei Erstellung des Sieb-
ten Existenzminimumberichts erhielten Kinder bis zum 14. Geburtstag 
60 Prozent des Regelsatzes, danach bis zur Volljährigkeit 80 Prozent. 
Im Durchschnitt ergab sich daraus ein Eckregelsatz von rund 64,5 
Prozent oder 2.820 Euro. Hinzu kommen 840 Euro für Unterkunft und 
204 Euro für Heizung. Die Summe von 3.864 Euro stimmte exakt mit 
dem bis 2009 geltenden steuerlichen Kinderfreibetrag zur Abdeckung 
des sächlichen Existenzminimums überein. Hinzu kommt ein speziel-
ler Freibetrag von 2.160 Euro, der die Aufwendungen der Eltern für 
die Betreuung, Erziehung oder Ausbildung abdecken soll. Er wurde 
im Jahr 2002 in seiner jetzigen Form eingeführt und ist seitdem nicht 
mehr der allgemeinen Preisentwicklung angepasst worden. 
 
Inzwischen wurden die Regelsatz-Anteile der Kinder geringfügig ge-
ändert. Seit dem 1. Juli 2009 gibt es drei statt bisher zwei Altersklas-
sen für die Regelsätze der Kinder, und zwar 60 Prozent in der Alters-
klasse bis zum 6. Geburtstag, 70 Prozent in der Altersklasse zwischen 
dem 6. und 14. Geburtstag und 80 Prozent vom 14. Geburtstag bis zur 
Volljährigkeit. Auf den durchschnittlichen Regelsatz je Kind hat diese 
Änderung nur einen marginalen Einfluss.  
 

                                                 
112  Siebter Existenzminimumbericht, BT-Drucks. 16/11065 vom 21.11.2008. 
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Das Kindergeld wird gemäß § 31 Satz 3 EStG in Form einer Steuer-
vergütung gewährt. Das Finanzamt prüft automatisch, ob Kinderfrei-
betrag oder Kindergeld für den einzelnen Steuerzahler günstiger ist. 
Übersteigen die Kindergeldzahlungen den Steuerentlastungsbetrag 
durch den Kinderfreibetrag, so verbleibt der übersteigende Betrag als 
so genannter Förderanteil bei den Familien. Eine Korrektur bei der 
Einkommensteuer-Veranlagung erübrigt sich somit. Im umgekehrten 
Fall wird der das Kindergeld übersteigende höhere steuerliche Entlas-
tungsbetrag durch den Kinderfeibetrag bei der Einkommensteuer-
Veranlagung berücksichtigt, natürlich unter Anrechnung des bereits 
als Steuervergütung gewährten Kindergeldes. Der Kinderfreibetrag ist 
also nur dann wirksam, wenn sein steuerentlastender Effekt das Kin-
dergeld übersteigt. Das ist gegenwärtig – wie bereits erwähnt – erst 
bei einem zu versteuernden Jahreseinkommen von über 60.000 Euro 
für zusammen veranlagte Ehegatten und von über 30.000 Euro für 
Alleinstehende der Fall.113 Bei einem Grenzsteuersatz von genau 
32,67 Prozent entsprach im Jahr 2009 der Steuerentlastungsbetrag 
durch den Kinderfreibetrag von 6.024 Euro dem Kindergeld von 1.968 
Euro. 
 
Bei dem so gestalteten Familienleistungsausgleich aus Kindergeld und 
Kinderfreibeträgen hat der Kinderfreibetrag die Berücksichtigung des 
Existenzminimums des Kindes bei der Besteuerung zu gewährleisten. 
Von der Höhe des Kindergeldes und der Höhe des zu versteuernden 
Einkommens der Eltern hängt es ab, inwieweit das Kindergeld eine 
Förderung darstellt. Die sozialpolitische Komponente verringert sich 
mit steigendem Einkommen. Der durch das Kindergeld gewährte So-
zialtransfer kommt den unteren Einkommensgruppen in voller Höhe 
zugute und wird mit steigendem Einkommen abgebaut. Damit wird 
der Empfängerkreis des Sozialtransfers auf die bedürftigen Haushalte 
begrenzt und die Belastung der öffentlichen Haushalte gering gehal-
ten. Außerdem wird durch den gleitenden Übergang von der Förde-
rung zur Nichtförderung ein Belastungssprung, wie er üblicherweise 
bei 100%igem Wegfall einer Transferleistung mit der Überschreitung 
einer bestimmten Einkommensgrenze einher geht, vermieden.114 

                                                 
113  Siehe Abschnitt I 1 a) FN 25. 
114  Vgl. Olaf Schulemann, Familienbesteuerung und Splitting, Karl-Bräuer-Institut 

des Bundes der Steuerzahler, (Hrsg.), Heft 101, Berlin 2007, S. 40.  
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Trotz dieser sachgerechten Kombination von Kindergeld und Kinder-
freibeträgen steht der Familienleistungsausgleich immer wieder in der 
Kritik. Bemängelt wird vor allem die vermeintliche Benachteiligung 
unterer und mittlerer Einkommensbezieher im Vergleich zu den obe-
ren Einkommensbeziehern, die stärker vom Kinderfreibetrag profitie-
ren. Dabei wird verkannt, dass der Kinderfreibetrag keine Familien-
förderung darstellt, sondern verfassungsrechtliches Gebot. Für jedes 
Kind wird unterschiedslos der gleiche Freibetrag gewährt. Insoweit 
liegt keine Ungleichbehandlung vor. Der größere Steuerentlastungsef-
fekt bei Beziehern höherer Einkommen resultiert aus dem progressi-
ven Einkommensteuertarif und ist somit systemgerecht. Dieser Effekt 
träte nicht auf bei einer Steuer mit linear gleichbleibendem Tarif (Flat-
Tax).115 
 
Die Kritiker aber fordern anstelle der jetzigen Kinderfreibeträge eine 
Grundförderung, die für alle Kinder gleiche absolute Steuerentlastun-
gen mit sich bringen. So denkt die SPD daran, den Kinderfreibetrag 
wie den Grundfreibetrag für Erwachsene als Kindergrundfreibetrag 
unten im Einkommensteuertarif zu verankern. Dann würden alle El-
tern, sofern sie überhaupt Steuern bezahlen, absolut gleich entlastet, 
denn der Kindergrundfreibetrag lässt die Steuerbemessungsgrundlage 
unverändert. Die Steuerpflicht beginnt bei dem ersten Euro, der über 
den Gesamtgrundfreibetrag (für Eltern und Kinder) hinaus verdient 
wird, dann allerdings zum individuell erreichten höheren Eingangs-
steuersatz. Die Entlastung durch den Freibetrag fällt auf diese Weise 
für alle Steuerzahler gleich aus. Dagegen bestehen aber verfassungs-
rechtliche Bedenken, denn die geminderte Leistungsfähigkeit besser-
verdienender Eltern wird mit dem Kindergrundfreibetrag nicht ausrei-
chend berücksichtigt. Sie würden im Vergleich zu Paaren ohne Kinder 
mit demselben Einkommen zu hoch belastet. Sie müssten bei gleicher 
finanzieller Leistungsfähigkeit, gemessen am frei verfügbaren Teil des 
Einkommens, mit Kind(ern) mehr Steuern zahlen als Familien ohne 

                                                 
115  Vgl. Olaf Schulemann, Kindergeld und Kinderfreibetrag aus steuersystemati-

scher Sicht, in: Stimme der Familie 2008, Heft 5-6, S. 6f; Ute Sacksofsky, Fa-
milienbesteuerung in der steuerpolitischen Diskussion, in: Finanz-Rundschau 
2010, Heft 3, S. 122; Aloys Prinz, Grundlagen der Familienbesteuerung unter 
Berücksichtigung finanzwissenschaftlicher Aspekte, in: Finanz-Rundschau 
2010, Heft 3, S. 107. 
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bzw. mit weniger Kindern, weil der Eingangssteuersatz wegen der 
Steuerprogression mit jedem Kind zwangsläufig steigen würde. Dar-
aus folgt auch, dass der Entlastungsbetrag pro Kind mit jedem weite-
ren Kind zunehmen würde, obwohl die Aufwendungen pro Kind mit 
steigender Kinderzahl abnimmt, was ebenfalls verfassungsrechtlich 
bedenklich wäre.116 
 
Das Verfassungsgericht lässt zwar eine solche Grundförderung zu, 
verlangt aber, dass diese mindestens den gleichen steuerlichen Entlas-
tungseffekt zeitigen muss wie ein angemessener Kinderfreibetrag. 
Eine verfassungsgemäße Grundförderung müsste den steuerlichen 
Vorteil des gegenwärtigen Kinderfreibetrags (7.008 Euro pro Jahr), 
wie er sich beim Spitzenverdiener auswirkt – nämlich mit 263 Euro 
pro Monat117 – abdecken. Entsprechend hoch wäre der Kindergrund-
freibetrag anzusetzen. Dann könnte man besser gleich das Kindergeld 
auf 263 Euro anheben. Das wäre die einfachste, aber auch teuerste 
Möglichkeit, alle Kinder finanziell gleich zu behandeln. Nach einer 
Faustformel kosten 5 Euro mehr Kindergeld rund eine Mrd. Euro. Die 
Mehrkosten gegenüber dem bestehenden System beliefen sich auf ca. 
14 Mrd. EUR.118 Eine derartige Grundförderung, die undifferenziert 
allen Familien zugute kommt, egal ob nun ein hoher Kindergrundfrei-
betrag eingeführt oder das Kindergeld entsprechend angehoben wird, 
wäre weniger zielgenau als der derzeitige Familienleistungsausgleich 
mit seiner bedarfsorientierten Komponente der Familienförderung und 
würde die öffentlichen Hauhalte zu stark belasten.  
 

 

                                                 
116  Vgl. Monika Jachmann, Berücksichtigung von Kindern im Focus der Gesetzge-

bung, in: Finanz-Rundschau 2010, Heft 3, S. 124 f; Horst Schöberle, Kinder-
leistungsausgleich im Schnittpunkt steuerrechtlicher Erfordernisse und sozial-
politischer Aspekte, in: Deutsche Steuerzeitung DStZ 1999, Heft 18, S. 696. 

117  (7.008 Euro x 45 % ohne Solidaritätszuschlag): 12 Monate. 
118  Durchschnittlicher Anstieg des Kindergeldes um rund 70 Euro pro Monat = 

rund 14 Mrd. Euro. 
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2. Ehegattensplitting 

 
Wie bereits erwähnt119, bezeichnet das Ehegattensplitting die Mög-
lichkeit der gemeinsamen Veranlagung von Ehepaaren gemäß §§ 26 
und 26b EStG. Beim Splittingverfahren nach § 32a Abs. 5 EStG wer-
den die Einkommen beider Ehepartner addiert, durch zwei geteilt und 
der sich dann ergebende Steuerbetrag verdoppelt. Das wird auch Ehe-
gattentarifsplitting genannt. Diese Regelung stellt sicher, dass Ehepaa-
re mit gleichem Einkommen, unabhängig davon; wer es erzielt hat 
und wie es innerhalb des Haushalts verteilt wird, die gleiche Steuer 
bezahlen. Es entspricht dem Leistungsfähigkeitsprinzip120, wenn je-
dem der eine Wirtschaftsgemeinschaft bildenden Ehepartner die Hälf-
te des Gesamteinkommens zugerechnet und jeder mit dem hälftigen 
Einkommen dem Grundtarif unterworfen wird.  
 
Das verfassungsrechtlich sanktionierte Ehegattensplitting steht vor 
allem deshalb immer wieder in der Kritik, weil es einen so genannten 
„Splittingvorteil“ gegenüber unverheirateten Paaren mit gleichem 
Haushaltseinkommen zur Folge hat. Zum einen werden beim Ein-
kommenssplitting zwei Grundfreibeträge je Ehepaar berücksichtigt, 
auch wenn ein Ehepartner nichts zum Haushaltseinkommen beiträgt. 
Zum andern mildert die fiktive Einkommenshalbierung die Steuerpro-
gression. Die daraus resultierende Steuerentlastung kann im Einzelfall 
für Steuerpflichtige mit einem zu versteuernden Einkommen von we-
niger als 500.000 Euro bis zu 8.000 Euro und für Steuerpflichtige mit 
einem darüber liegenden zu versteuernden Einkommen aufgrund des 
dann fälligen dreiprozentigen Steuerzuschlags („Reichensteuer“) bis 
knapp über 15.000 Euro betragen.  
 
Dieser so genannte „Splittingvorteil“ resultiert aus dem progressiven 
Verlauf des Einkommensteuertarifs, dem das Leistungsfähigkeitsprin-
zip zugrunde liegt. Er stellt deshalb wie die Kinderfreibetragsregelung 
keine Vergünstigung dar, sondern ist eine steuersystematisch und ver-
fassungsrechtlich gebotene Korrektur der ansonsten zu hohen Steuer-

                                                 
119  Siehe Abschnitt I 1b). 
120 Vgl. Aloys Prinz, a.a.O., S. 108; Christian Seiler, Leitlinien einer familiengerech-
 ten Besteuerung, in: Finanz-Rundschau 2010, Heft 3, S. 115 f. 
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belastung.121 Insofern ist „Splittingvorteil“ eine zumindest irreführen-
de Aussage der Kritiker, die vor allem aus sozial- und familienpoliti-
scher Sicht im Ehegattensplitting eine Förderung der Ehe und nicht 
der Haushalte mit Kindern sehen, wobei jedoch vernachlässigt wird, 
dass in kinderlosen Ehen meist beide Ehepartner voll arbeiten  und 
von daher der Splittingeffekt im Regelfall weitaus geringer ausfallen 
dürfte als in Familien  mit Kindern.122 
 
Sowohl die Rückkehr zu einer Haushaltsbesteuerung, wie sie bis 1957 
galt, als auch eine Individualbesteuerung anstelle des Ehegattensplit-
tings wäre ein Verstoß gegen das Leistungsfähigkeitsprinzip und so-
mit verfassungswidrig. Bei der Haushaltsbesteuerung würde durch das 
Zusammenrechnen der Einkommen beider Ehepartner die Steuerlast 
progressionsbedingt höher ausfallen als für unverheiratete Paare, was 
die Verfassungsrichter bereits 1957 für nicht mit Artikel 6 Abs. 1 GG 
vereinbar erklärten.123 Bei der Individualbesteuerung würden Ehepart-
ner getrennt veranlagt und besteuert. In dem Fall müssten sie in Ab-
hängigkeit von ihrem jeweils erzielten Einkommen unterschiedlich 
hohe Steuerlasten tragen im Vergleich zu Ehepaaren mit gleich hohem 
Haushaltseinkommen, aber anderer Verteilung ihrer Einkünfte, was 
wiederum gegen die Besteuerung nach dem Leistungsfähigkeitsprin-
zip verstieße.124 
 
Auch aus fiskalischer Sicht sind von einer Abschaffung oder Kappung 
des Ehegattensplittings nicht die von den Kritikern suggerierten 
Mehreinnahmen zu erwarten.125 Bei einer Abschaffung wäre aus ver-
fassungsrechtlichen Gründen zumindest die Berücksichtigung des 
Existenzminimums beider Ehepartner zwingend, was die erhofften 
Mehreinnahmen von rund 20 Mrd. EUR, wie sie sich bei ersatzloser 
Streichung des Ehegattensplittings ergeben würden, um mehr als die 

                                                 
121  Vgl. BVerfG-Urteil vom 3.11.1982, BStBl. 1982 II S. 717. 
122  Vgl. Viktor Steiner und Katharina Wrohlich, Familiensplitting begünstigt ein-

kommenstarke Familien, geringe Auswirkungen auf das Arbeitsangebot, in: 
DIW-Wochenbericht 2006, Nr. 31, S. 442. 

123  Vgl. BVerfG-Urteil vom 17.1.1957, BStBl. 1957 I S. 193. 
124  Vgl. Olaf Schulemann, Familienbesteuerung und Splitting, a.a.O., S. 16. 
125  Vgl. ebenda, S. 19f. 
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Hälfte sinken lässt.126 Außerdem müsste eine zumindest dem „Real-
splitting“ bei Geschiedenen vergleichbare Unterhaltsleistung für den 
Ehegatten berücksichtigt werden. Noch weniger Mehreinnahmen las-
sen sich erzielen bei einer Kappung des Ehegattensplittings z.B. durch 
Einführung des Realsplittings auf Basis eines fiktiven Unterhaltstrans-
fers, wie es bereits zwischen getrennt lebenden oder geschiedenen 
Ehepartnern gemäß § 10 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 22 Abs. 1a EStG prak-
tiziert wird: Der Unterhaltzahlende kann bis zu 13.805 Euro als Son-
derausgaben absetzen, die der Empfänger als sonstige Einkünfte zu 
versteuern hat. Bei einer Ausweitung des Realsplittingverfahrens auch 
auf die intakte Ehe würde die fiktive Übertragung steuerpflichtiger 
Einkommen des höher verdienenden Partners an den niedrig oder gar 
nicht verdienenden Partner bereits beim Betrag von 20.000 Euro die 
Mehreinnahmen aus dem Wegfall des geltenden Ehegattensplittings 
ganz aufzehren.127  
 
Darüber hinaus lassen jede Einschränkung des Ehegattensplittings 
einnahmedämpfende Ausweichreaktionen der Betroffenen erwarten, 
indem sie von den Gestaltungsmöglichkeiten zur Aufteilung ihrer 
Einkünfte Gebrauch machen, wie sie sich besonders bei Gewinn- und 
Vermögenseinkünften anbieten.128  
 
3. Familiensplitting 

 
Einen wesentlichen Nachteil des Ehegattensplittings sehen die Kriti-
ker in den negativen Anreizen für den nichts zum Haushaltseinkom-
men beitragenden Ehepartner, eine bezahlte Arbeit aufzunehmen so-
wie für den gering verdienenden Ehepartner, sein Arbeiteinkommen 
zu steigern.129 Allerdings hat angesichts der gegenwärtigen ange-
spannten Arbeitsmarktsituation aus heutiger Sicht das Arbeitsanreiz-
Argument an Bedeutung eingebüßt. Dennoch wird immer wieder ge-

                                                 
126  Vgl. Stefan Bach und Hermann Buslei, Fiskalische Wirkung einer Reform der 

Ehegattenbesteuerung, in : DIW-Wochenbericht 2003, Nr. 22, S. 349. 
127  Vgl. Stefan Bach und Hermann Buslei, a.a.O., S. 349ff. 
128 Vgl. ebenda, S. 351f. 
129  Vgl. Nicola Hülskamp und Susanne Seyda, Staatliche Familienpolitik in der 

sozialen Marktwirtschaft, iw-positionen 2004, Nr. 11, S. 45ff; Ute Sacksofsky, 
a.a.O., S. 120 f. 
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fordert, den negativen Arbeitsanreizen des Ehegattensplittings durch 
ein Familiensplitting-Verfahren zu begegnen. Dabei ist zu unterschei-
den zwischen dem Familienrealsplitting und dem Familientarifsplit-
ting.  
 
a) Familienrealsplitting 

 
Besonders beim Familienrealsplitting werden verzerrende Arbeitsan-
reize vermieden. Das Realsplitting berücksichtigt die gegenseitigen 
Unterhalsverpflichtungen innerhalb der Familie, vergleichbar dem 
bereits erwähnten Realsplitting-Verfahren zwischen getrennt lebenden 
oder geschiedenen Ehepartnern, erweitert um die Kinder. So kann der 
Ehepartner mit dem höchsten Anteil am Haushaltseinkommen fiktive 
Unterhaltsleistungen für den Ehepartner und die Kinder von seiner 
steuerlichen Bemessungsgrundlage abziehen. Im Gegenzug sind die 
fiktiven Unterhaltsleistungen beim Empfänger, also beim empfange-
nen Ehepartner und bei den Kindern zu versteuern. In vielen Fällen 
dürften vor allem die kalkulatorischen Unterhaltszahlungen für die 
Kinder die Steuerfreigrenze zwar nicht übersteigen, so dass keine 
Steuern anfallen, soweit aber andere Einkünfte beim Ehepartner und 
bei den Kindern hinzukommen, ist auch für die eine Einkommensteu-
erveranlagung notwendig. Der zusätzliche Verwaltungsaufwand dürfte 
erheblich sein. Das hängt sowohl von der Höhe der beim Hauptver-
diener freizustellenden fiktiven Unterhaltszahlungen als auch von der 
Höhe des Grundfreibetrages der fiktiven Zahlungsempfänger ab.130 
 
Nicht nur, dass das Familienrealsplitting den Verwaltungsaufwand 
beträchtlich vergrößern würde, strittig bleibt auch die Höhe der freizu-
stellenden fiktiven Unterhaltsleistungen vor allem für die Kinder. Soll 
nur das sozialkulturelle Existenzminimum wie beim jetzigen Kinder-
freibetrag zugrunde gelegt werden oder der zivilrechtlich geschuldete 
Unterhalt? Auch der Haushaltsentlastungseffekt dürfte bei Umstellung 

                                                 
130  Vgl. Vera Bünnagel, Plädoyer für eine ordnungspolitisch systematische Fami-

lienbesteuerung, in: Wirtschaftsdienst 2006, Heft 12, S. 790ff; Christian Bergs, 
Clemens Fuest, Andreas Peichl und Thilo Schaefer, Das Familienrealsplitting 
als Reformoption in der Familienbesteuerung, in: Wirtschaftsdienst 2006, Heft 
10, S. 640f; Nicola Hülskamp und Susanne Seyda, a.a.O., S. 50; Monika Jach-
mann, Berücksichtigung von Kindern..., a.a.O., S. 124. 
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auf ein Familienrealsplitting anstelle des gegenwärtigen Systems aus 
Ehegattensplitting und Kinderfreibeträgen eher gering ausfallen, wenn 
die fiktiven Unterhaltszahlungen angemessen sind, wie sich bereits 
beim Ehegattenrealsplitting gezeigt hat.131 
 
 

b) Familientarifsplitting 

 
Beim Familientarifsplitting werden im Gegensatz zum Familienreal-
splitting alle Familienmitglieder wie beim Ehegattensplitting gemein-
sam veranlagt. Die Kinder werden in das Splittingverfahren einbezo-
gen, während die Kinderfreibeträge entfallen. Als „Vollsplitting“ be-
zeichnet man ein System, bei dem den Kindern wie den Erwachsenen 
ein Splittingfaktor von eins eingeräumt wird. Das zu versteuernde 
Haushaltseinkommen wird durch die Anzahl der Familienmitglieder 
geteilt und die sich auf diesen Betrag nach der Grundtabelle ergebende 
Steuer wieder multipliziert mit der Anzahl der zum Haushalt gehören-
den Mitglieder. Die Progressionswirkung nimmt mit steigender An-
zahl der Familienmitglieder ab, d.h. die Entlastungswirkung steigt mit 
der Kinderzahl.  
 
Das Tarifsplittingverfahren findet seine Rechtfertigung in der gleich-
berechtigten Erwerbs- und Verbrauchsgemeinschaft von Ehepartnern, 
nicht aber in der Eltern-Kind-Beziehung, die eine Bedarfs- und Ver-
sorgungsgemeinschaft bzw. eine auf Auflösung gerichtete Unterhalts-
gemeinschaft darstellt.132 Solange die Kinder sich in der Schul- und 
Berufsausbildung befinden, tragen sie nichts oder kaum etwas zum 
Familieneinkommen bei. Insoweit ist ihre Einbeziehung in das Tarif-
splittingverfahren steuersystematisch nicht sachgerecht.133 Das gilt 
grundsätzlich, also auch für die vielfältigen Varianten an modifizier-
ten Tarifsplittingverfahren, wie beispielsweise einen Splittingfaktor 
für Kinder kleiner als eins oder einen gestaffelten Splittingfaktor nach 

                                                 
131  Vgl. Stefan Bach und Hermann Buslei, a.a.O., S. 349f. 
132 Vgl. z.B. Monika Jachmann, Reformbedarf bei der Familienbesteuerung?, in: 

Betriebs-Berater 2008, Heft 12, S. 593; Dieselbe, Berücksichtigung von Kindern 
..., a.a.O., S. 124. 

133  Vgl. Vera Bünnagel, a.a.O., S. 788ff. 
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Alter der Kinder und/oder eine Deckelung des Splittingvorteils nach 
französischem Vorbild.134 
 
Die adäquate steuerliche Berücksichtigung von Kindern besteht nicht 
in der fiktiven Zuteilung von Haushaltseinkommen – sei es nun Voll-
splitting oder Teilsplitting, mit oder ohne Deckelung –, sondern in der 
sachgerechten Minderung der Bemessungsgrundlage bei den Eltern 
um die Kosten für ihren Unterhalt. Gegen ein unbegrenztes Familien-
tarifsplitting sprechen nicht nur steuersystematische, sondern auch 
fiskalische und verteilungspolitische Gründe.135 Zum einen profitieren 
vom Vollsplitting am meisten die Familien mit höheren Einkommen. 
Im Einzelfall kann es zur Überkompensation bestehender Unterhalts-
ansprüche kommen. Zum andern sprengt es in der Regel die fiskali-
schen Möglichkeiten des Staates, so dass eine Begrenzung des Split-
tingeffektes unabdingbar ist. Ein Teilsplitting wiederum müsste si-
cherstellen, dass die Entlastungswirkung aus verfassungsrechtlichen 
Gründen mindestens der der geltenden Berücksichtigung des kindbe-
zogenen Aufwands durch Kinderfreibeträge entspricht. Derartige 
Splittingbegrenzungen würden sowohl dem Erfordernis nach Steuer-
vereinfachung als auch nach Transparenz zuwider laufen.  
 
Hinzu kommt, dass auch beim Familientarifsplitting ähnlich wie beim 
Ehegattentarifsplitting die Arbeitsangebotseffekte als gering veran-
schlagt werden, weil die Grenzsteuersätze des Zweitverdieners nach 
wie vor vom Einkommen des Ehepartners abhängen.136 Diesbezüglich 
ist das Familienrealsplitting, das verzerrende Arbeitsanreize vermei-
det, überlegen. Allerdings verliert dieses Argument in den gegenwär-
tigen Zeiten hoher Arbeitslosigkeit als Folge der Finanz- und Wirt-
schaftskrise zunehmend an Bedeutung. 
 

                                                 
134  In Frankreich beträgt der Splittingfaktor für die ersten beiden Kinder 0,5 und für 

die weiteren Kinder eins; gleichzeitig ist der Splittingvorteil für die ersten bei-
den Kinder auf je 2.159 Euro und für jedes weitere Kind auf 4.318 Euro be-
grenzt. Vgl. auch Aloys Prinz, a.a.O., S. 111. 

135  Vgl. Olaf Schulemann, Familienbesteuerung und Splitting, a.a.O.,, S. 33ff; Mo-
nika Jachmann, Reformbedarf bei der Familienbesteuerung, a.a.O., S. 593; Die-
selbe, Berücksichtigung von Kindern ..., a.a.O., S. 124; Vera Bünnagel, a.a.O., 
S. 788ff. 

136  Vgl: Viktor Steiner und Katharina Wrohlich, a.a.O., S. 448. 
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Zusammenfassend bleibt festzustellen, dass sowohl das Familienreal-
splitting als auch das Familientarifsplitting mit Mängeln behaftet sind, 
die eine Abkehr vom bewährten Familienbesteuerungssystem aus Fa-
milienleistungsausgleich und Ehegattensplitting nicht ratsam erschei-
nen lassen. 
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IV. Familienpolitische Maßnahmen der neuen Bundesregierung 

 

 

Bis zur Verkündigung des Bundesverfassungsgerichtsurteils zu den 
Regelleistungen nach dem SGB II („Hartz IV-Gesetz“) vom 9. Febru-
ar 2010137 entsprachen sowohl der Grundfreibetrag der Eltern als auch 
die Freibeträge der Kinder den verfassungsrechtlichen Anforderungen, 
ihr Existenzminimum nicht zu besteuern. Insofern bestand kein unmit-
telbarer Handlungsbedarf der Regierung, insbesondere die Kinderfrei-
beträge weiter aufzustocken. Dennoch hat sie beschlossen, den Kin-
derfreibetrag in zwei Schritten dem Grundfreibetrag für Erwachsene 
anzugleichen bei gleichzeitiger Anhebung des Kindergeldes. Der erste 
Schritt ist bereits getan. Zum 1. Januar 2010 wurde im Rahmen des 
Wachstumsbeschleunigungsgesetzes138 der Kinderfreibetrag um 984 
Euro von 6.024 Euro auf 7.008 Euro und das Kindergeld um jeweils 
20 Euro erhöht. Damit erhalten Eltern für das erste und zweite Kind je 
184 Euro, für das dritte Kind 190 Euro und für jedes weitere Kind je 
215 Euro pro Monat. Dem Staat entstehen dadurch Kosten von insge-
samt etwa 4,5 Mrd. Euro. Der zweite Schritt zur Erhöhung des Kin-
derfreibetrages auf das Niveau des Grundfreibetrages für Erwachsene 
(8.004 Euro) bei entsprechender Anpassung des Kindergeldes wurde 
für 2011 in Aussicht gestellt.139  
 
Da das Kindergeld monatlich ausgezahlt wird, haben die Eltern je 
Kind mindestens 240 Euro im Jahr mehr. Der Kinderfreibetrag kann 
den Entlastungseffekt aufgrund des progressiven Einkommensteuerta-
rifs auf bis zu 443 Euro je Kind steigern.140 Am meisten profitieren 
also Eltern der oberen Einkommensklassen. So wünschenswert eine 
Verbesserung des Familienleistungsausgleichs aus Kindergeld und 
Kinderfreibeträgen auch sein mag, angesichts knapper öffentlicher 
Kassen kam dieser erste Erhöhungsschritt zu früh, zumal er verfas-

                                                 
137 BVerfG 1 BvL 1/09, 1 BvL 3/09 und 1 BvL 4/09. 
138  BGBl. 2009 I S. 3950, Gesetz zur Beschleunigung des Wirtschaftswachstums 

vom 22.12.2009. 
139 Vgl. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP, 17. Legislaturperiode, 

o. J., S.10. 
140  Freibetragserhöhung von 984 Euro multipliziert mit dem Steuersatz von 45 % 

ohne Solidaritätszuschlag. 
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sungsrechtlich nicht zwingend geboten war. Hinzu kommt, dass er 
nach Auffassung des Sachverständigenrates zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung zur erhofften Wachstumssteige-
rung so gut wie nichts beitragen dürfte.141 
 
Die Verbesserung des Familienleistungsausgleich kam auch deshalb 
zu früh, weil beim Bundesverfassungsgericht eine Klage anhängig war 
gegen die Höhe der Regelsätze für Empfänger von Arbeitslosengeld II 
und Sozialgeld gemäß §§ 20 und 28 SGB II. Grundlage für die Be-
rechnung der Regelsätze ist bisher eine alle fünf Jahre vom Statisti-
schen Bundesamt erhobene Einkommens- und Verbrauchsstichprobe, 
worauf die vom zuständigen Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les erlassene Regelsatzverordnung fußt.142 Die Berechnung der Regel-
sätze (Sozialgeld) für Kinder richtet sich nach der Regelleistung für 
Alleinstehende – dem maßgeblichen Existenzminimum für Erwachse-
ne.143 Sie sind nach Altersklassen gestaffelt. Die Staffelung beträgt 
zurzeit 60,70 und 80 Prozent der Regelleistung für Alleinstehende.   
 
Inzwischen haben die Verfassungsrichter mit dem vorgenannten Urteil 
sowohl die Berechnungsmethode für die Regelleistungen Erwachsener 
als auch die Berechnung des davon abgeleiteten Sozialgeldes der Kin-
der für verfassungswidrig erklärt.  Nicht die Höhe der Regelsätze sei-
en grundgesetzwidrig, sondern die Vorschriften des SGB II zur Be-
messung der Regelleistung für Erwachsene und Kinder erfüllen nicht 
den verfassungsrechtlichen Anspruch auf Gewährung eines men-
schenwürdigen Existenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 GG in Verbin-
dung mit Artikel 20 Abs. 1 GG. Insbesondere den undifferenzierten 
prozentualen Abschlag gegenüber der Regelleistung für einen Allein-
stehenden bei den Regelsätzen für Kinder bemängeln die Verfassungs-
richter und fordern einen eigenen Regelsatz für Kinder, der sich im 
Unterschied zum Bedarf eines Erwachsenen an kindlichen Entwick-

                                                 
141  Vgl. Jahresgutachten 2009/10 des Sachverständigenrates zur Begutachtung der 

gesamtwirtschaftlichen Entwicklung: Die Zukunft nicht aufs Spiel setzen, 
Wiesbaden 2009, S. 196, Rz. 294. 

142 Vgl. §§ 27-40 SGB XII; Walter Schellhorn, Erläuterungen zur Sozialhilfe, in: 
Handbuch zum Sozialrecht, Rz.71. 

143  Vgl. BT-Drucks. 16/11065, Bericht über die Höhe des Existenzminimums von 
Erwachsenen und Kindern für das Jahr 2010 (Siebter Existenzminimumbericht) 
vom 21.11.2008. 
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lungsphasen und einer kindgerechten Persönlichkeitsentfaltung auszu-
richten hat. Sie kritisieren auch die fehlende Berücksichtigung not-
wendiger Aufwendungen für Schulbücher, Schulhefte, Taschenrech-
ner etc., die zum existentiellen Bedarf eines Kindes gehören. 
 
Das Gericht hat dem Gesetzgeber nur eine kurze Frist bis zur Neure-
gelung der verfassungswidrigen Regelsatzberechnung eingeräumt. 
Schon vom nächsten Jahr an müssen die Sätze für Erwachsene und 
Kinder nach klaren und nachvollziehbaren Regeln ermittelt werden. 
Bis dahin ist der Gesetzgeber aufgerufen, Härtefallregelungen zu be-
schließen. Bis zur Verabschiedung einer gesetzlichen Regelung, die 
bereits am 1. April 2010 in Kraft treten soll, hat das Bundesarbeitsmi-
nisterium schon eine Woche nach der Urteilsverkündung den Jobcen-
tern eine Härtefall-Liste an die Hand gegeben, die sie bei der Berech-
nung der staatlichen Unterstützung berücksichtigen müssen.144 Wenn 
auch nicht mit einer generellen Anhebung der Regelsätze zu rechnen 
ist, für Kinder sind auf jeden Fall Mehrkosten zu erwarten. Sollten die 
Sätze für die gut 1,7 Millionen Hartz-IV-Empfänger im Kindesalter 
als Konsequenz des Verfahrens vor dem Bundesverfassungsgericht 
nur um monatlich 10 Euro erhöht werden müssen, dann schlüge das 
im Sozialhaushalt mit rund 200 Mio. Euro zu Buche. Das Urteil hat 
angesichts der Verpflichtung des Gesetzgebers zur stärkeren Berück-
sichtigung des sozial-kulturellen Existenzminimums für Kinder natür-
lich auch Auswirkungen auf die Höhe des steuerlichen Kinderfreibe-
trages. 
 
Das ebenfalls in Aussicht gestellte Betreuungsgeld von 150 Euro im 
Monat ab dem Jahr 2013 – dann, wenn ein Rechtsanspruch auf einen 
Kita-Platz für Einjährige besteht – für Eltern, die ihre Kinder nicht in 
eine Kindertagesstätte schicken, sondern zu Hause betreuen, setzt die 
falschen Anreize und kostet den Staat rund 1,3 Mrd. Euro. Ausge-
rechnet in den unteren Einkommensschichten steht zu befürchten, dass 
die Eltern das Betreuungsgeld bevorzugt fürs allgemeine Familien-
budget nutzen und ihre betreuungsbedürftigen Kinder von den Kitas 

                                                 
144 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Bundesarbeitsministerium er-

stellt Katalog zur Härtefallregelung, Pressemitteilung vom 16.02.2010, 
www.bmas.de; o.V., Keine Neubestimmung des Sozialstaates, in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung vom 15.2.2010. 
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fernhalten. Das Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung 
(ZEW) kommt in einer Studie im Auftrag des Bundesfinanzministeri-
ums zu dem Ergebnis, dass das Betreuungsgeld kaum Verhaltensände-
rungen auslöse, sondern vor allem Mitnahmeeffekte erzeuge; es ge-
fährde die frühe institutionelle Förderung für Kinder aus bildungsfer-
nen Familien.145 Dieses Geld ist deshalb sinnvoller angelegt in Investi-
tionen zur besseren Betreuung und Ausbildung der Kinder, die auch 
und besonders Kindern aus gesellschaftlichen Randgruppen zugute 
kommt. 
 
Beides, sowohl die Verbesserung des Familienleistungsausgleichs ab 
2010 als auch das Betreuungsgeld ab 2013 sind Ausdruck einer Fami-
lienpolitik mit der Gießkanne, die den finanziellen Handlungsspiel-
raum der Regierung, der angesichts der Schuldenlast ohnehin begrenzt 
ist, weiter einengen. 
 
 

                                                 
145  Vgl. Axel Schrinner und Peter Müller, Eine neue Studie für die Regierung be-

feuert die Debatte: Das Elterngeld kostet viel und nutzt nichts, in: Handelsblatt 
10.12.2009. 
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Zusammenfassung 

 

1. Im Jahr 2007 hat der deutsche Staat 156 familienbezogene Leis-
tungen und Maßnahmen im Umfang von 183,1 Mrd. EUR (ohne 
Schulen) finanziert. Acht davon sind ehebezogen, die im Wesent-
lichen Familien zugute kommen und sich auf 71,5 Mrd. EUR be-
laufen. Von den verbliebenen 111,6 Mrd. EUR entfielen 48,3 Mrd. 
EUR auf den so genannten „Familienlastenausgleich“ und 18,1 
Mrd. EUR auf die so genannte „Grundsicherung und spezifische 
Familienhilfen“, die beide auf verfassungsrechtlichen Vorgaben 
beruhen. Lediglich 45,2 Mrd. EUR blieben übrig, die als echte 
kindbezogene Familienförderung bezeichnet werden kann. 

 
2. Die in der Funktion „Ehe und Familie“ des Sozialbudgets der Bun-

desregierung für das Jahr 2007 ausgewiesenen Leistungen von 97 
Mrd. EUR enthalten nicht die sozialversicherungsrechtlichen Leis-
tungen zugunsten der Familien. Gegenwärtig liegt der Anteil der 
so genannten Familienleistungen im Sozialbudget bei 13,1 Prozent 
und am BIP bei 4,2 Prozent. 

 
 Im Vergleich der EU-Mitgliedstaaten schneidet Deutschland sehr 

gut ab. Dabei ist zu berücksichtigen, dass in Deutschland Rege-
lungen enthalten sind, die nicht als Förderung der Familie angese-
hen werden. Der für das Jahr 2006 ermittelte staatliche Sozialaus-
gabenausgabenanteil der Bundesrepublik für Familien und Kinder 
von 3,1 Prozent lag einen vollen Prozentpunkt über dem EU-
Durchschnitt, obwohl in der Eurostat-Abgrenzung nur drei Viertel 
der im deutschen Sozialbudget erfassten Familienleistungen ent-
halten sind. Dennoch ergab ein Vergleich der 30 OECD-Länder, 
dass die Kinderarmut trotz hoher staatlicher Ausgaben für Famili-
en sehr hoch ist. Das zeigt, dass nicht die Höhe der Familienleis-
tungen Anlass für Kritik bietet, sondern die mangelnde Transpa-
renz der nicht aufeinander abgestimmten vielschichtigen familien-
politischen Maßnahmenpalette sowie der daraus resultierende 
Mangel an Effizienz. 

 
 Im Vordergrund der Kritik stehen immer wieder die steuerlichen 

Maßnahmen, die Familien betreffen. Das sind in erster Linie der 
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kindbezogene Familienleistungsausgleich und das partnerbezoge-
ne Ehegattensplitting. 

 
3. Trotz der sachgerechten Kombination von Kindergeld und Kinder-

freibeträgen wird am Familienleistungsausgleich vor allem die 
vermeintliche Benachteiligung unterer und mittlerer Einkom-
mensbezieher im Vergleich zu den oberen Einkommensbeziehern, 
die stärker vom Kinderfreibetrag profitieren, bemängelt. Dabei 
wird verkannt, dass der Kinderfreibetrag keine Familienförderung 
darstellt, sondern verfassungsrechtlichem Gebot Rechnung trägt. 
Für jedes Kind wird unterschiedslos der gleiche Existenzmini-
mumbetrag als Freibetrag gewährt. Insoweit liegt keine Ungleich-
behandlung vor. Der größere Steuerentlastungseffekt bei Bezie-
hern höherer Einkommen resultiert aus dem progressiven Ein-
kommensteuertarif und ist somit systemgerecht. Dieser Effekt träte 
nicht auf bei einem proportionalen Tarif  mit gleichbleibendem 
Steuersatz (Flat-Tax). 

 
 Gefordert wird anstelle der jetzigen Kinderfreibeträge eine Grund-

förderung, die für alle Kinder gleiche absolute Steuerentlastungen 
mit sich bringen. Eine derartige Grundförderung, die undifferen-
ziert allen Familien zugute kommt, egal ob nun ein hoher Kinder-
grundfreibetrag eingeführt oder das Kindergeld entsprechend an-
gehoben wird, wäre weniger zielgenau als der derzeitige Familien-
leistungsausgleich mit seiner bedarfsorientierten Komponente der 
Familienförderung und würde die öffentlichen Haushalte zu stark 
belasten. 

 

4. Das verfassungsrechtlich sanktionierte Ehegattensplitting steht vor 
allem deshalb in der Kritik, weil es einen so genannten „Splitting-
vorteil“ gegenüber unverheirateten Paaren mit gleichem Haus-
haltseinkommen zur Folge hat. Dieser so genannte „Splittingvor-
teil“ resultiert aus dem progressiven Verlauf des Einkommensteu-
ertarifs, dem das Leistungsfähigkeitsprinzip zugrunde liegt. Er 
stellt deshalb wie die Kinderfreibetragsregelung keine Vergünsti-
gung dar, sondern ist eine steuersystematisch und verfassungs-
rechtlich gebotene Korrektur der ansonsten zu hohen Steuerbelas-
tung. Eine Abschaffung oder Kappung des Ehegattensplittings wä-
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re mit verfassungsrechtlichen Risiken verbunden und brächte aus 
fiskalischer Sicht nicht die von den Kritikern suggerierten Mehr-
einnahmen. 

 
5. Um die Arbeitsanreize für den nichts oder wenig zum Haus-

haltseinkommen beitragenden Ehepartner zu erhöhen – was aber 
in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit kein vordringlich zu verfolgendes 
Ziel darstellt –, wird immer wieder die Umstellung auf ein Famili-
enrealsplitting-Verfahren gefordert. Nicht nur, dass das Familien-
realsplitting den Verwaltungsaufwand beträchtlich vergrößern 
würde, strittig bleibt auch die Höhe der freizustellenden fiktiven 
Unterhaltsleistungen vor allem für die Kinder. Soll nur das sozial-
kulturelle Existenzminimum wie beim jetzigen Kinderfreibetrag 
zugrunde gelegt werden oder der zivilrechtlich geschuldete Unter-
halt? Auch der Haushaltsentlastungseffekt dürfte bei Umstellung 
auf ein Familienrealsplitting anstelle des gegenwärtigen Systems 
aus Ehegattensplitting und Kinderfreibeträgen eher gering ausfal-
len, wenn die fiktiven Unterhaltszahlungen den grundgesetzlichen 
Anforderungen entsprechend angemessen sind, wie sich bereits 
beim Ehegattenrealsplitting gezeigt hat.  

 
6. Die ebenfalls geforderte Einführung eines Familientarifsplitting-

Verfahrens würde ähnlich wie beim Ehegattentarifsplitting keine 
positiven Arbeitsanreize schaffen. Das Tarifsplittingverfahren fin-
det seine Rechtfertigung in der gleichberechtigten Erwerbs- und 
Verbrauchsgemeinschaft von Ehepartnern, nicht aber in der El-
tern-Kind-Beziehung, die eine Bedarfs- und Versorgungsgemein-
schaft darstellt. 

 
 Die adäquate steuerliche Berücksichtigung von Kindern besteht 

nicht in der fiktiven Zuteilung von Haushaltseinkommen – sei es 
nun Vollsplitting oder Teilsplitting, mit oder ohne Deckelung –, 
sondern in der sachgerechten Minderung der Bemessungsgrundla-
ge bei den Eltern um die Kosten für ihren Unterhalt. Gegen ein 
unbegrenztes Familientarifsplitting sprechen nicht nur steuersys-
tematische, sondern auch fiskalische und verteilungspolitische 
Gründe. Zum einen profitieren vom Vollsplitting am meisten die 
Familien mit höheren Einkommen. Zum anderen sprengt es in der 
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Regel die fiskalischen Möglichkeiten des Staates, so dass eine Be-
grenzung des Splittingseffektes für Kinder unabdingbar ist. Ein 
Teilsplitting wiederum müsste sicherstellen, dass die Entlastungs-
wirkung aus verfassungsrechtlichen Gründen mindestens der der 
geltenden Berücksichtigung des kindbezogenen Aufwands durch 
Kinderfreibeträge entspricht. Derartige Splittingsbegrenzungen 
würden sowohl dem Erfordernis nach Steuervereinfachung als 
auch nach Transparenz zuwider laufen. 

 
7. Zusammenfassend bleibt festzustellen, dass sowohl das Familien-

realsplitting als auch das Familientarifsplitting mit Mängeln behaf-
tet sind, die eine Abkehr vom bewährten Familienbesteuerungs-
system aus Familienleistungsausgleich und Ehegattensplitting 
nicht ratsam erscheinen lassen.  

 
 Die im Rahmen des Wachstumsbeschleunigungsgesetzes zum 1. 

Januar 2010 in Kraft getretenen Maßnahmen zur Verbesserung des 
Familienleistungsausgleichs durch Anhebung des Kindergeldes 
um 20 Euro pro Kind im Monat und Erhöhung des Kinderfreibe-
trages um 984 Euro auf 7.008 Euro im Jahr war verfassungsrecht-
lich nicht geboten. Angesichts knapper öffentlicher Kassen wäre 
es angebracht gewesen, zumindest das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichtes zur Höhe der Regelsätze, die der Existenzsicherung 
von Kindern dienen und auch maßgeblich sind für die Höhe des 
steuerlichen Kinderfreibetrags, abzuwarten. Die Verfassungsrich-
ter haben inzwischen mit ihrem Urteil vom 9. Februar 2010 zwar 
nicht die Höhe, wohl aber die Berechnungsmethode für die Regel-
leistungen Erwachsener sowie die Berechnung des davon abgelei-
teten Sozialgeldes der Kinder für verfassungswidrig erklärt. Sie 
fordern einen eigenen Regelsatz für Kinder gemäß ihrem sozial-
kulturellen Existenzminimum, was natürlich auch Auswirkungen 
auf die Höhe des steuerlichen Kinderfreibetrages hat. 

 
 Das ebenfalls in Aussicht gestellte Betreuungsgeld von 150 Euro 

im Monat ab dem Jahr 2013 ist teuer und setzt die falschen Anrei-
ze. Beide Maßnahmen, sowohl die Verbesserung des Familienleis-
tungsausgleichs ab 2010 als auch das Betreuungsgeld ab 2013 sind 
Ausdruck einer Familienpolitik mit der Gießkanne, die den ohne-
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hin geringen finanziellen Handlungsspielraum der Regierung wei-
ter einengen.  
 
Alle sonstigen steuerrechtlichen Maßnahmen wie auch die sozial-
versicherungsrechtlichen Maßnahmen und die direkten monetären 
Transfers zugunsten von Familien bedürfen der Bündelung, um 
mehr Transparenz herzustellen und gezielter der Kinderarmut zu 
begegnen. 
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Tabellenanhang 
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Tabelle 1: Entwicklung des Kindergeldes von 1975 bis 2010 

€/Monat 

Zeitraum 1. Kind 2. Kind 3. Kind 4. und jedes 
weitere Kind 

1.01.75 bis 
 31.12.77 

 
26 

 
36 

 
61 

 
61 

1.01.78 bis 
 31.12.78 

 
26 

 
41 

 
77 

 
77 

1.01.79 bis 
 30.06.79 

 
26 

 
41 

 
102 

 
102 

1.07.79 bis 
 31.01.81 

 
26 

 
51 

 
102 

 
102 

1.02.81 bis 
 31.12.81 

 
26 

 
61 

 
123 

 
123 

1.01.82 bis 
 31.12.82 

 
26 

 
51 

 
112 

 
123 

1.01.83 bis 
 30.06.90 

 
26 

 
36 – 511) 

 
72 – 1121) 

 
72 – 1231) 

1.07.90 bis 
 31.12.91 

 
26 

 
36 – 661) 

 
72 – 1121) 

 
72 – 1231) 

1.01.92 bis 
 31.12.93 

 
36 

 
36 – 661) 

 
72 – 1121) 

 
72 – 1231) 

1.01.94 bis 
 31.12.95 

 
36 

 
36 – 661) 

 
36 – 1121) 

 
36 – 1231) 

1.01.96 bis 
 31.12.96 

 
102 

 
102 

 
153 

 
179 

1.01.97 bis 
 31.12.98 

 
112 

 
112 

 
153 

 
179 

1.01.99 bis 
 31.12.99 

 
128 

 
128 

 
153 

 
179 

1.01.00 bis 
 31.12.01 

 
138 

 
138 

 
153 

 
179 

1.01.02 bis 
 31.12.08 

 
154 

 
154 

 
154 

 
179 

1.01.09 bis 
 31.12.09 

 
164 

 
164 

 
170 

 
195 

ab  1.01.2010 184 184 190 215 

1) Einkommensabhängig: Sockel- und Höchstbetrag 

Quellen: BMF (Hrsg.), Datensammlung zur Steuerpolitik, Berlin 2008, S. 59; BGBl. 
2009 I S. 3950, Gesetz zur Beschleunigung des Wirtschaftswachstums vom 
22.12.2009. 
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Tabelle 4:   

Sozialausgaben der EU-Staaten 

für Familien und Kinder im Jahr 2006 

- v.H. des BIP - 
 

Länderrangfolge Anteil1) 

Dänemark 3,7 
Luxemburg 3,4 
Deutschland 3,1 
Finnland 2,9 
Österreich 2,9 
Schweden 2,9 
Ungarn 2,8 
Frankreich 2,5 
Irland 2,5 
Belgien 2,0 
Slowenien 1,9 
Zypern 1,9 
Großbritannien 1,6 
Niederlande 1,6 
Estland 1,5 
Griechenland 1,5 
Tschechien 1,4 
Italien 1,2 
Lettland 1,2 
Portugal 1,2 
Rumänien 1,2 
Slowakei 1,2 
Spanien 1,2 
Bulgarien 1,1 
Litauen 1,1 
Malta 1,1 
Polen 0,8 

EU-Durchschnitt 2,1 

 
1)  z. T. vorläufige Werte 
 
Quelle:  Eurostat 2009 
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Tabelle 5:   

Kinderarmut der OECD-Staaten im Jahr 2005 

- v.H. aller Kinder - 

Länderrangfolge Anteil1) 

Türkei  24,6 
Mexiko 22,2 
Polen 21,5 
USA 20,5 
Spanien 17,3 
Portugal 16,6 
Irland 16,3 
Deutschland 16,3 
Italien 15,5 
Kanada 15,1 
Neuseeland 15,0 
Japan 13,7 
Griechenland 13,2 
Luxemburg 12,4 
Australien 11,8 
Niederlande 11,5 
Slowakei 10,9 
Korea 10,7 
Tschechien 10,3 
Großbritannien 10,1 
Belgien 10,0 
Schweiz 9,4 
Ungarn 8,7 
Island 8,3 
Frankreich 7,6 
Österreich 6,2 
Norwegen 4,6 
Finnland 4,2 
Schweden 4,0 
Dänemark 2,7 

OECD-Durchschnitt 12,4 

 
1)  Anteil der Kinder, die in Haushalten leben, die weniger als 50 Pro-

zent des Durchschnittseinkommens zur Verfügung haben.  
 
Quelle:  OECD 2009 
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